ed 


Berlin, den 18. Nov. St. Majeſtät der König haben Allergnädigſt gerußt: 
Dem Polizei⸗Präſtdenten von Bardeleben zu Berlin unter Entbindung 
von feinem bisherigen Amt die kommiſſariſche Verwaltung der erledigten Regie⸗ 
rungs⸗Präſidentenſtelle zu Arnsberg zu übertragen und dagegen den bisherigen 
Ober⸗Regierungs⸗Rath von Hinckeldey zum Polizei Präſidenten von Ber⸗ 
lin zu ernennen. N 

Se. Excellenz der Wirkliche Geheime Rath, Graf v. Renard, iſt nach 
Dresden abgereiſt. 
Land leute! DE 

Eos hat ſich das Gerücht verbreitet, als ſei es die Abſicht des Königs und 
der Minifter, alle die Wohlthaten und Rechte aufzuheben oder zu beſchränken, 
welche Euch, den Landleuten, ſeit einer Reihe von Jahren bis auf die letzte Zeit 
ertheilt worden ſind. Dieſe Gerüchte, von böswilligen oder ängſtlichen Perſonen 
ausgeſtreut, ſind unwahr und wir ſind ausdrücklich ermächtigt und verpflichtet, 
Euch Allen wiederholt zu verſichern, daß es nicht in der Abſicht des Königs und 
der Miniſter liegt, Eure Rechte zu ſchmälern. Es iſt vielmehr die Abſicht des 
Königs und der Minister, in Gemeinſchaft mit Euren Vertretern in der Natio⸗ 


nalverſammlung, die ſich am 27. d. Mis. in der Stadt Brandenburg einfinden 


wird, Euch noch folde Erleichterungen zu gewähren, wie fie nur irgend zuläſſig 
erſcheinen. | 


Jyr habt, ohne damals zu bitten oder gar zu drohen, vom Jahre 1823 an, 


zu welcher Zeit. man Eure Ländereien und Euch ſelbſt von vielen Lasten befreite, 
bis in die neueſte Zeit, wo Euch die Jagdberechligung auf Euren Grundſtücken 
vetlichen iſt, die Erfahrung gemacht und einſehen gelernt, daß Euch der König 
ſein Wort gehalten hat und ſo vertraut auch jetzt dem Könige, daß Er nur 
Euer Beſtes will. Ihr habt daher, durch Erfahrung belehrt und wenn Jbr 
Euren jetzigen Zuſtand mit dem früheren vergleicht, den beſten Grund, dieſen 
unſeren Worten zu trauen und denen, die Euch aufwiegeln wollen, zu ſagen: 


Wir wiſſen woran wir find und laſſen uns auf Gerüchte, deren Grund wir nicht 


kennen, durchaus nicht ein. 
Poſen, den 17. November 1848. } 
s a Königliche Regierung. 1 222003 


In Er Oeffentliche Sitzung nn 
am 22ſten November Nachmittags 3 Uhr. Gegenſtand der Berathung: 
1) Juſtruktion für die Armen⸗Verwaltung. 1) Die Wahl eines unbeſolde⸗ 
ten Stadt⸗Raths. 3) Die Wahl eines Deputirten zum Städtetage. 4) Pet? 
ſönliche Angelegenheiten. Poſen, den 20. November 1848. 


* uhrite Der Stadtverordneten -Vorſieher K no En... 


* Mofen, den 19. November.) IT Aare 

Das war eine böſe Woche, die wir eben zurückgelegt. Ein trüber, drücken⸗ 

der Herbſtnebel hatte ſich ſinnverwirrend über unferen politiſchen Horizont gebreitet; 
gährend tobte es durch alle Elemente des ſtaatlichen Lebens. Zwiſchen Volk, 
Parlament und Regierung lief der Dämon der Zwietracht und ftreute die Dra⸗ 
chenzähne des Verdachts, der Willkühr, des Uebermuths und der Rechtsver⸗ 
letzung. Die gegenſeitige Beſehdung der beiden im Staat wallenden Autoritä⸗ 
ten drohte ſich ins Maß⸗ und Zielloſe zu verlieren. Das Miniſterium war 
bis zur letzten Conſequenz feiner Gewaltſtreiche vorgeſchritten, bis zur perſou⸗ 
lichen Antaſtung der auch in der Vertagung noch als Abgeordnete der Nation 
zu achtenden Volksvertreter, und dieſe ihrerſeits hatten bereits das letzte Hülfs⸗ 
mittel ihres paffiven Widerſtandes erſchöpft und die Steuerverweigerung decre⸗ 
tirt — da, auf der Höhe der Kataſtrophe, wo eine weitere Steigerung des Con⸗ 
flikts nicht mehr denkbar, fällt beſchwichtigend der Entſcheid des Frankfurter 
Parlaments zwiſchen die Streitenden, und wir hoffen, der dort gefaßte Beſchluß 
werde die Parteien zur Beſinnung bringen und fie erkennen laſſen, daß fie beide 
Veit Hitze arg verrannt. Eine dämoniſche Gewalt hatte Regierung und 
denſch 1 zugleich ergriffen, fie beide zum Wirbeltanz ſtürmiſcher Lei⸗ 
enſchaftlichkeit aufgeſtachelt, und tiefer als je geſpalten, ließ ſich anch in den 
Provinzen das Echo der Vorgänge vernehmen, die auf der Bühne des Reſtdenz⸗ 
deen "TE abſpuelten. Die Frankfurter Reichsverſammlung deutet ausdrücklich 
auf das unpopuläre Miniſterlum Brandenburg-Manteuffel als den Kern und 
Träger dieſer unheimlich ⸗diaboliſchen Aufregung, welche das Land durchwüthet. 
Wir ſtimmen darin der Reichsverſammlung vollkommen bei. Nicht verargen 
wollen wir es den Mißtrauiſchen, wenn ihnen, von ſolcher Hand gereicht, jede 
Gabe von nur etwas zweideutigem Ausſehen als Gift erſcheint, und ſo iſt es 
denn in dem kurzen Lauf unſeres parlamentariſchen Lebens zum zweiten mal 
dahin gekommen, daß perſönlicher Widerwille gegen ein mißliebiges Miniſte⸗ 
zu Wat Kammer dahin trieb, an den unbeſtreilbaren Prärogativen der Krone 
855 wagt und ſich ihr gegenüber in eine conventsähnliche Pofltion zu ſetzen. 
geben unter d Miniſterium Auerswald-Hauſemann ein Mißtrauensvotum ger 


der Maske des bekannten Schulz'ſchen Antrages. Die Kammer 
N ts 2 dem Eingriff in die Rechte der Exckutivgewalt nicht ſo ernſt und 
) Der in dem K 1 Er i 

. f : eſtri Stücke der „Ergänzungsblätter“ mitgetheilte Bericht 
über eine Situng def Wereing für König und Vaterland nöthigt uns u der Erklä⸗ 
zung. ‚Daß wir, von Lehen ron eine ſelbſtſtändige Haltung unſeres Urtheils gewöhnt, 
ger 86 ge kennen don dem übeln Eindruck, den in vort 

oche die Leitartikel einigen Mitgliedern 


des V ir König diefer Zeitung bei 
ten, Atte WATER) Vaterland hervorgerufen haben moch⸗ 
der Weiſe zu behandeln, wie unfer n Wir werden fortfahren die Tagesfragen in 
und wenn der heutige Artikel in einigerisene, freie Ueberzeugung es uns vorſchreibt 
eins ausgeſprochenen Anſicht eine mehr alten mit der vom n jenes — 
fo wollen wir im Voraus den Verdacht einer gewöhnliche Ueberein ung zeigt, 


> : . 4 er i irung entſchi 
Atrimeifen, Dem Zufai ie beinmeien, Sec ner Aminen es wohl e 


— Perſonen von ſonſt diametral entgegengefegten Principien auf einen Punkt 


ührt. Die Nedaction. 


Poſener 


272. 
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ſtrenge gemeint; als der nächſte Zweck des Manövers erreicht, das Miniſterium 
gefallen war, begnügte man ſich mit Annahme der mildern Faſſung, wie fie_ 
von Stein dem urſprünglich viel weiter gehenden Antrag gegeben worden. Die⸗ 
ſelbe Taktik wiederholt ſich heute; wir betrachten auch diesmal den auf die Spitze 
getriebenen Conflikt nur als krampfhafte Reaction der einen Seite wider ein 
in ſeinen Perſönlichkeiten im Voraus verhaßtes Miniſterium, das ſelbſt wieder 
im Rückſchlage aus perſönlicher Gereiztheit die Grenzen des leider noch nicht 
feftgeftellten und ſcharf beſtimmten parlamentariſchen Rechtes mit übermüthiger 
Verwegenheit überſchreitet. Ein in anderer Weiſe zuſammengeſetztes Miniſte⸗ 
rium hätte wider die an ſich heilſame Mahregel der Parlamentsverlegung kei⸗ 
nen ſo kompakten Widerſtand hervorgerufen; die Oppoſttion wäre jedenfalls in 
der Minorität geblieben, die ganze Rechte wäre mit Freuden auf den ihr ſo 
erwünſchten Schritt eingegangen. Denn möge vom juriſtiſchen Geſichtspunkte 
aus das Recht der Krone zu einer einſeitig beſchloſſenen Verlegung des Parla⸗ 
ments (um dieſe allein handelt es ſich, da die Vertagung nur als eine zufällig 
damit verbundene Folge erſcheint) mit noch fo triftigen Gründen beſtritten wer⸗ 
den; die Juriſten begehen eben darin eine petitio prineipii, daß ſte ohne Wei⸗ 
teres dieſe Frage überhaupt als vor ihr Forum gehörig, als ein von civilrecht⸗ 
licher Baſis aus lösbares Problem betrachten. Das aber müſſen wir ihnen be⸗ 
ſtreiten. Die Vertragstheorie als Grundlage des geſammten ſtaatlichen Lebens, 
dieſe von der nüchternen Philoſophie des vorigen Jahrhunderts erfonnene, todt⸗ 
geborene Lehre eines coutrat social glaubten wir durch den geiſtig fortgeſchtitte⸗ 
nen Denkprozeß des gegenwärtigen Zeitalters längſt beſeitigt. Der Staat iſt 
nicht Werk eines calculirend abgeſchloſſenen Vertrages; eben fo. wenig können 
wir in den einzelnen auf den Staat bezüglichen Anordnungen das Refultat , 
einer von ſelbſtſtändigen Contrahenten unterzeichneten Uebereinkunft erblik⸗ 
ten. Wir wiſſen Nichts von ſolchen gegen einander iſolirten, innerhalb 
des organiſch⸗ einheitlichen Staatskörpers auf dem Vertragsſuß mit einan⸗ 
der ſtehenden Mächten; die ganze Wirthſchaft der ſogenannten Theilung der 
Gewallen erſcheint uns als eine pure Fiktion des abſtrahirenden Verſtandes, 
der ſich zu ungelenk fühlt, die organiſche Verflechtung und Durchkreuzung 
ſämmtlicher im Staat zuſammenwirkenden Kräfte mit Einem warmen, lebens⸗ 
vollen Blick zu durchdringen. Nach unſerer Auffaſſung giebt es im Staat nur 
Eine Gewalt, die Gewalt der Nation, nur eine Souverainctät, die Volksſou⸗ 
verainctät; der democratiſche Staat ſoll dieſen Grundgedanken nach allen Sei⸗ 
ten bin zur Geltung und Anerkennung bringen. Im democratiſchen Staat ſind 
Parlament und Regierung nicht zwei einander feindlich entgegenſtehende Mächte, 
ſondern beide find Vertreter der Volksintereſſen, jedes der beiden Organe ſoll 
durch die von ſeinem eigenen Standpunkt aus erlangte Anſicht die Anſchau⸗ 
ungsweiſe des andern berichtigen und zu dieſen Darſtellungen des von Oben 
und Unten her gewonnenen Profpects liefert ſchließlich noch die beobachtend ge⸗ 
e ee eee Seitenanſicht. Preſſe, Parlament und 

egierung find die drei das Volk vertretenden, mit der Lenkung des Staats⸗ 
ruders beſchäftigten Gewalten. Aber von einem Gleichgewicht derſelben kann 
nicht die Rede ſein; Gleichgewicht bedingt Stillſtand, gegenſeitige Hemmung, 
Stocken des ganzen Getriebes. Im Gegentheil, es muß eine von diefen Gewal⸗ 
ten, ſobald die Gefahr des Gleichgewichts eingetreten iſt, den Impuls 
eines lebendig anregenden Uebergewichts zu ertheilen die Kraft beſitzen; Eine 
unter ihnen muß in der Art dominiren, daß ſie allein bei eintretendem Zwie⸗ 
ſpalt zwiſchen den Organen der Volksſouverainetät in vorläufig gültiger Weiſe 
eine Entſcheidung zu treffen beſugt iſt, bis durch die Appellation an das Volk 
ein deutlich ſprechender Ausdruck des wirklichen Volkswillens erzielt worden. 
Daß die Preſſe dieſe deciſive Stellung nicht einnehmen kann, liegt in der Na⸗ 
tur der Sache begründet; nur zwiſchen Regierung und Parlament ſchwankt die 
Wahl, wem in zweifelhaften Fällen das Recht zustehe, in vorläuſig ent⸗ 
ſcheidender Weiſe den fouveramen Volkswillen zu interpretiren. Hierin 
liegt die einzige Differenz zwiſchen der demokratiſchen Republik und der de⸗ 
mokratiſchen Monarchie. In der Republik behält allezeit das Parlament 
Recht gegenüber dem Präfidenten, bis das Volk felber in der nächſten Seſſion 
durch die Zuſammenſetzung des neuen Kongreſſes feine abweichende Anſicht direkt 
und indirekt ausſpricht; in der demoktratiſchen Monarchie, (für deren Verfaſſung 
wir z. B. Norwegen als Vorbild betrachten,) behält bei Konflikten zwiſchen Krone 
und Parlament jene ſo lange Recht, bis das Volk durch die Wahlen zur näch⸗ 
ſten Vertretung klar und entschieden feine Willensmeinung kund gegeben. Un⸗ 
ſer Staat iſt aus der Märzrevolntion als eine im demokratiſchen Geiſte wieder⸗ 
geborne Monarchie hervorgegangen. Der Krone verbleibt daher die konſtitutio⸗ 
nelle Prarogative, ihre im Widerſtreite mit dem Parlament abgegebene Ente 
ſcheidung vorläufig als allein authentiſche Interpretation der ſouverainen Volks⸗ 
meinung betrachten zu dürfen. Und in Bezug auf die Verlegung glauben wir, 
daß in der That die Regierung den Willen der Volksmaſorität richtig gedeutet 
hat; bei einer genaueren Statiſtik der nach Verlin gerichteten Adreſſenſchwärme 
dürften ſich wohl mindeſtens eben ſo viele und eben ſo gewichtige Stimmen für 
als gegen die Maßregel ergeben. Die weiteren Schritte jedoch, das thäliche Ein⸗ 
ſchreiten gegen die unverletzliche Perſon der Abgeordneten, das leichtſinnige 
Spiel mit dem Schrecken des Velagerungszuſtandes, die Verletzung der Habeas 
corpus - Akte, die Beſchränkung der Peeßfreiheit, Auflöſung der Bürgerwehr, 
bilden eine Kette ſchwerer Verſündigungen gegen die Volksfreiheit und das 
Miniſterium Brandenburg⸗Manteuffel wird, wir find deſſen gewiß, beim Mies 
derzuſammentritt des Parlaments der drückenden Laſt ſo ſchwerer Anklage 
erliegen. 


Po fen, den 20. November. Einem uns vorliegenden vom 16. d. M. 
datirten Privatſchreiben des Abgeordneten für den Teltower Kreis, Herrn Kris 
minaldirektor Haraſſowitz, entnehmen wir folgende Notiz: „Mein Freund 
Neumann, (der Abgeordnete für Poſen) der in den ſchweren Tagen dom 8. 
bis zum 11. November ſeinen Plat in der Nationalverfammlung nicht verlaſſen, 
hat ſich an dem letztern Tage in dem ungeheizten Saale des Hotel de Ruſſie er⸗ 
kältet, und iſt feitdem ſehr krank.“ 


Ent; 
* Pofen, den 20. Nov. In der vergangenen Nacht u hier Feuers 
lärm. In dem Keller eines Hauſes auf der Judenſtraße, das nach feiner engen 
und finfern Bauart an die unheimlichen Höhlen in den Sueſchen Schilderun⸗ 
gen erinnert, waren Leute beſchäfligt geweſen, aus Theer, Harz, Cement und 
dergleichen brennbaren Stoffen Hartpech zu bereiten. Der Keſſel ſchlug um, 
den Leuten fehlte es an Geiſtesgegenwart und ſo entzündete denn die brennende 
L a gar bald die großen dort aufgeſpeicherten Vorräthe. 120 Fäſſer Theer 
10 ‚bereite, in pe theils verbrannt, theils anderweitig unbrauchbar ge⸗ 
worden fen, und noch jetzt follen in einem neben jenem erſten befindlichen Kel⸗ 
1 D andere Fäſſer Theer brennen. Man wagt es nämlich nicht, die 
2 0 durch Erde und Miſt zu erſticken, aus Beſorguiß, das nicht zu ſtarke 
ſewölbe möchte durch die Dämpfe geſprengt werden. Uebrigens find alle Vor⸗ 
1 n Stan weitere Gefahr getroffen. In der Nacht war dieſelbe groß ge⸗ 
10 N la Nachbarſchaft jenes Kellers ſich bedeutende Spiritus⸗ 
CC Berlin, den 16. Nov. Die fieigende Graltation bei den einzelnen Per⸗ 
ſöͤnlichkeiten der zurückgebliebenen Nationalverſammlung, von welcher wir ſchon 
ſelt mehreren Tagen das Aergſte befürchteten, hat dieſelbe geſtern lelder zu einem 
Schritte getrieben, der für das Land von unberechenbaren Folgen fein, und jeden, 
falls die Ordnung und Feſtſtellung unſerer, nun ſchon ſeit 8 Monaten ſo tief ers 
ſchütterten, Zuſtände noch ferner, und auf unbeſtimmte Zeit hinaus ſchieben wird. 
Die Abgeordneten haben geſtern im Mielentz'ſchen Lokale die Steuerverweigerung 
beſchloſſen, und damit das Letzte der ihnen zu Gebote ſtehenden conſtitutionellen 
Mittel gegen das Ministerium Brandenburg angewandt! Unmöͤglich konnen wir 
die ungeſtüme Haſt billigen, mit der man, ohne Noth, in wenig Tagen die ganze 
kouſti utionelle Rüſttammer erſchöpft hat, und jetzt nur noch an die Waffengewalt 
und offene Widerſetzlichteit appelliren konnte, wenn man überhaupt noch weiter 
gehen will. Die zurückgebliebenen Abgeordneten haben geſtern (wir dürfen nicht ſagen 
kalten Blutes und mit ruhiger Ueberlegung) das lezte Stadium der Fäulniß am 
Staatsorgantswus decretirt, und damit eine Verantwortlichkeit auf ihr Haupt 
geladen, vor welcher, fie ſicherlich in weniger gereizter Stimmung mit Schaudern 
zurückgebebt wären. Mit dem geſtrigen Beſchluſſe haben ſie die ohnehin gelockerten 
Bande vollends gelöſt, und das Land in eine Verwirrung geſtürzt, von der fürs 
Erfte gar kein Ende abzuſehen iſt; ſie haben ſich nicht einmal Zeit genommen, die 
jo nahe liegende, durch die Umflände, wie durch wahre Vaterlandsliebe gebotene 
Appellation an die Ceutralgewalt zu verſuchenz fie haben den Richter übergangen, 
welcher allein befugt war, in dem traurigen Conflikte ein gültiges Urtheil zu ſprechen, 
und deſſen Gempe ſie ſelbſt in andern Fällen mehr als einmal feierlichſt aner, 
tanliten j ſte haben bie einig mögliche Löſung auf friedlichen Wege verſchmäht; 
ſie haben geſucht, ſich ſelbſt Recht zu verſchaſfen, indem ſie an die Reideufchaft, 
und zuletzt gar an den Eigennutz appellirten, deſſen Gewicht — wir können es 
nicht laugnen — jetzt ſchwer in die Wagſchaale fallen kann! Gebe Gott, daß das 
Volk mehr Beſonnenhelt zeigen möge, als ſie, die ihm mit gutem Beiſpiele hät⸗ 
ten voran gehen ſollen; gebe Gott, daß das Laud weniger leichtſinnig, als feine 
Vertrauensmänner, nicht in ſeinem eigenen Fleiſch und Blut wützle, nicht den 
ganzen Staatskörper vernichte, eines einzigen uupopulairen Miniſteriums wegen, 
welches am Ende doch nur, als ein vorübergehender Auswuchs am Staats- 
otganiswus, ſchon nach wenigen Tagen von ſelbſt abfallen mußte, wenn man nur 
mit ber gerinſten Beſonnenheit zu Werke ging! f 
Ham m, den 13. November. Die Mehrzahl der Mitglieder des Magi⸗ 
ſtrats und der Stadtverordneten, fo wie faſt ſämmtliche Mitglieder des 
conſtitutionellen Vereines haben ſich in einer Adreſſe an das Staatss 
Miniſterium für die Geſetzmäßigkeit und Nothwendigkeit des von ihm gethanen 


Schrittes ausgeſprochen. — Von anderer Seite wird eine Adreſſe im ent⸗ 


gegengeſetzten Sinne beſchloſſen werden. 

Frankfurt a. M., den 14. Nov. (O.⸗P.⸗A.⸗3.) 114te Sitzung der 
verfaſſunggebenden Reichs⸗Verſammlung. (Tagesordnung: Berathung 
über Art. V. und VI. des Verfaſſungs⸗Entwurfs.) Der Bräfident H. v. Gager n 
eröffnet die Sitzung um 93 Uhr Vormittags und bringt den Austritt des Abg. v. 
Bardeleben aus der Nationalverſammlung zur Kenntniß des Hauſes. Zu einer 
Mittheilung an die Natfonalverſommlung erhält das Wort Reichs⸗Miniſter von 
Schmerling: Die neueſten Vorgänge in Berlin ſind begreiflicherweiſe geeignet, 
die Aufmerkſamkeit des Hauſes und der Centralgewalt in hohem Grade in Auſpruch 
zu nehmen. Kein Deutſcher wird verkennen, von welcher Wichtigkeit fir das Vater⸗ 
land Alles iſt, was Preußen betrifft. Das Reichs⸗Miniſterium hat ſolches erkannt 
und ſchon früher Gelegenheit genommen, mit dem Preußiſchen Staate in ein Ein⸗ 
vernehmen zu treten, welches für Deutſchland von Erfolg ſein mußte. Dieſe Ruͤck⸗ 
ſicht hat denn auch das Reichs⸗Miniſterium bewogen, das Verhältniß der Ceuttal⸗ 
gewalt zur Preußiſchen Regierung nunmehr klar zu ſtellen, und es hat, um durch 
perſönliche Erörterungen noch Gedeihlicheres zu erzielen, den Unter⸗Staats⸗Sekre⸗ 
tale Herrn Vaſſermaunn an die Preußiſche Regierung nach Berlin abgeſchickt. Die 
Maßnahmen, welche die Preufifche Regierung in jüngſter Zeit ergriſſen, find von 
dem Reichs⸗Miniſterium weder angerathen worden, noch war es entſchloſſen, dieſel⸗ 
ben zu unterſtützen. Ich würde dieſen Punkt übergangen haben, wenn nicht in öf⸗ 
fentlichen Blättern die Nachricht von einer ſolchen Uebereinſtimmung verbreitet ge⸗ 
weſen wäre. Vergleicht man die Zeit der Abreiſe des Herrn Baſſermann mit der 
Zelt der neueften Vorgänge in Berlin, fo wird ſchon daraus klar werden, daß dies 
ſer Ereigniſſe wegen die gedachte Miſſion nicht beſchloſſen worden iſt. Erſt wenige 
Tage nachher find dem Reichs- Miniſterium, jedoch nicht: offiziell, ſondern durch die 
Preſſe Mitthelungen zugekommen über das, was von Seiten des Miniſteriums 
in Berlin geſchehen und von der dortigen National-Verſammlung beſchloſſen wor⸗ 
den iſt. Wenn auch erſt geſtern Abend eine Depeſche des Unter⸗Staats⸗Seeretalrs 
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* * 
Herrn Baſſermaun vom 10. Nov. als offizielle Mittheilung bei dem Reichs⸗Mi⸗ 
niſterium eingetroffen if}, fo hat daſſelbe dieſe offizielle Nachricht dennoch nicht ab⸗ 
warten zu müſſen geglaubt, ſondern ſchon im Laufe des geftrigen Tages die für 
nothwendig erachteten Beſchlüſſe gefaßt. Dieſe Beſchlüſſe, welche noch um 10 Uhr 
geſtern Abend als neue Inſtruction an Herrn Baſſermann abgegangen find, betref⸗ 
fen die Rückſicht, daß ſowohl die Rechte der Preuß. Krone als die Rechte der Ber: 
treter des Preußiſchen Volks von Seiten der Centralgewalt auf das entſchiedenſte 
in Schutz genommen werden. Das Reichsminiſterium glaubt, daß eine unverzug⸗ 
liche Vorlage der betreffenden Papiere nicht augemeſſen ſei, und wünſcht, daß die 
Mittheilung dieſer Depeſchen für den Augenblick von der Verſammluung nicht ger 
fordert werde. Bei der Wichtigkeit der Sache werden zweifelsohne mehrere Anträge 
eingebracht werden, die an einen Ausſchuß zu verweiſen ſein dürften. Dieſer Kom⸗ 
miſſion wird das Reichsminiſterium ſämmtliche Aktenſtücke vorlegen, um dieſelben 
in beliebiger Weiſe in größerer oder geringerer Ausdehnung dem Hauſe mitzuthellen. 

Frankfurt, den 14. Nov. (Frankf. Journ.) In der heutigen 115ten Siz⸗ 
zung der verfaſſunggebenden Reichsverſammlung wurde ein an den Abgeordneten 
Bauernſchmidt gerichtetes Privatſchreiben verleſen, nach weſchem Robert Blum am 
9, d. M., Morgens 73 Uhr, in der Brigittenau ſtandrechtlich erſchoſſen worden 
wäre. Auf eine Interpellation des Abg. Simon von Trier erklärte der Reichs- Ju⸗ 
fligminifter Mohl, daß er keine offizielle Kenntuiß von einem ſolchen Ereigniß habe. 
Der mit der Begutachtung der Preußiſchen Frage beauftragte Ausſchuß erſtattete 
durch den Abgeordneten Zachariä feinen Bericht. Reichsminiſter DROHT zeigt an, 
daß heute noch 2 Mitglieder der National⸗Verfammlung nach Wien abgehen wer⸗ 
den, um ihre dort befindlichen Kollegen in Schutz zu nehmen. Ein Brief an Wies⸗ 
net meldet ebenfalls die Hinrichtung Blum's als ein allgemein verbreitetes Ge⸗ 
rücht. Ueber die Preußiſche Frage find 60 Redner eingeſchrieben, und zwar 21 für 
den Antrag der Ausſchuß⸗Mehrheit und 39 gegen denſelben. Bis jetzt (13 Uhr) 
ſprachen H. Simon von Breslau, Welcker, v. Vincke, Müller von Würzburg, von 
Wydenbrugk, von Beckerath und Viedermannn. 


Fraukfurt a. M., den 15. Nov. (O.⸗P.⸗A.⸗3) 115te Sitzung ber 
verfaſſunggebenden Reichs⸗Verſammlung. (Tagesordnung: Bera- 
thung über den von dem Ausſchuß für die Sächſiſche Frage erſtatteten Bericht über 
die Preußiſche Angelegenheit.) Eröffnung der Sitzung um 9 Uhr Vormittags. 
Vorſitzender: H. v. Gagern. Zachariä verlieſt den Bericht des Ausſchuſſes 
zur Begutachtung der Preußiſchen Angelegenheit und die damit verbundenen Ma⸗ 
joritäts, und Minoritäts⸗Anträge. Neue Anträge werden verleſen. Waßdorf, 


dar ed and Geneſſen beantragen. die National, Berfammlung wolle der Preus 


ßiſchen Laudes⸗Verſammlung für ihre patriotiſchen Beſtrebungen zur Aufrechehal⸗ 
tung und Wiederherſtellung des von der Preußiſchen Regierung gefährdeten Rechts⸗ 
zuſtandes ihre Anerkennung ausdrücken. Bei Verleſung eines Antrages von 
Vincke's und Genoſſen auf motivirte Tagesordnung erhebt ih große Unruhe auf 
der Linken, die den Vorſitzenden zu der Mahnung veranlaßt: Ich muß bitten, 
Jedem freie Aeußerung feinen Meinung zu laſſen. Zu den Anträgen des Abge⸗ 
ordneten Simon aus Breslau fügen Weſendonck und Genoſſen hinzu: Die pro⸗ 
viſoriſche Centralgewalt iſt aufzufordern, an die Preußiſche Regierung die Weir 
ſung zu richten, auch alle übrigen zum Zwecke der Vertagung und Verlegung der 
Berliner National Verſammlung vorgenommenen Maßregeln und insbeſondete die 
unterm 1 1ten verfügte Aufhebung der Bürgerwehr zurückzuziehen. Ein längerer 
Antrag v. Linde's verlangt die motivirte Tagesordnung. Zur Theilnahme an 
der Debatte haben ſich 21 Redner für und 36 gegen die Majoritäts⸗Anträge des 
Ausſchuſſes einſchreiben laſſen. Vor Eröffnung der Debatte ergreift der Reichs⸗ 
Juſtizminiſter R. Mohl, nachdem die Verſammlung für die Unterbrechung der 
Tagesordnung ſich erklärt, das Wort: Nachdem ich mich mit meinen Herren 
Kollegen beſprochen, bin ich in der Lage, die Frage zu beantworten, was das 
Reichs⸗Miniſterium vorerſt hinſichtlich der neueſten Kunde aus Wien thun werde. 
Wir werden unverzüglich zwei Mäuner aus unſerer Mitte nach Wien abſenden, um 
die daſelbſt, fo wie in ganz Oeſterreich befindlichen Deutſchen Reichstags Abgeotd⸗ 
neten in Schutz zu nehmen und um dasjenige vornehmen zu laſſen, was nöthig iſt, 
damit dem Geſetze ſeine volle Geltung werde (Bravo!) Der Vorſitzende verlieſt 
ein Schreiben aus Wien an den Abgeordneten Wiesner, worin die Erekution Blum's 
als wirklich geſcheben gemeldet wird. Der Schreiber hatte die Nachricht durch einen 
Offizier erzählen hoͤren, welcher, von der Exekution zurückkehtend, dieſelbe in 
allen Einzeluheiten und das Benehmen Blum's in feinen letzten Lebens, Momenten 
als höchſt männlich und entſchieden ſchilderte. th 


Die Berathung über den Gegenſtand der heutigen Tagesordnung wird eröffuet. 
H. Simon aus Breslau: Es ift ſchwer, unter ſo erſchüͤtternden Eindrücken das 
Wort zu ergreifen. Ich rufe Ihnen zu: Ju Oeſtetreich iſt es zu ſpaͤt; in Preis 
ßen noch Zelt! Soll denn die Lehre der Geſchichte ſpurlos an uns vorübergehen? 
Der Redner erinnert an das Schidjal Karls X. von Frankreich. Nicht die Perſo⸗ 
neu ſeien gehaͤſſig geweſen, ſondern die durch dieselben vertretenen Syſtemt. Das⸗ 
ſelbe ſei in Berlin der Fall. Nur durch energiſches Handeln konne die Reichsver⸗ 
ſammlung eine zweite Revolntion in Preußen hindern. Zu einer Schilderung des 
gegenwärtigen Zuſtandes iu Berlin übergehend, knüpft der Redner hieran eine 
Charakteriſirung des Miniſterinms Brandenburg, als deſſen Seele er den Minis 
ſter v. Manteuffel bezeichnet. Was in Berlin geſchehen, ſeien gemachte Maßre⸗ 
geln nach dem Vorſpiele Wiens. (Unruhe.) Unwahr ſei es, daß die Preußiſche 
Landes verſammlung durch eine drohende Haltung des Volts ſich habe einſchüchtern 
laſſen; ihre Handlungsweiſe gebe Zeugniß von dem Gegentheile. Auch konne der 
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König von Preußen unmoͤglich in ſeinem Rechte Fein, wenn er über ſelne eigene 
Existenz würfle. Die Vertagung der Verſammlung ſei ein Staatsſtreich, was 
auch der Ausſchuß ſage. Die Landesverſammlung ſei durch ein Geſetz nach Ber⸗ 
lin berufen worden, nur ein Geſetz könne fie auflöſen. Auf was fügt ſich der 
Thron noch, wenn das Volk gegen ihn iſt? Auf Nichts. (Bravo!) Ich ſehe eine 
Reaktion, die nothwendig zu weiteren Revolutionen führen muß; auf der anderen 
Seite ſteht die Anarchie. Ich fordere Eines: Muth! Wir ſind Hierher geſendet, 
um die Geſchicke von ganz Deutſchland in die Hände zu nehmen. Haben wir 
hierzu den Muth nicht, fo gefichen wir wenigſtens: daß in uns der Schwerpunkt 
Deutſchlands nicht liegt. Noch ruht die Macht in unſeten Händen. Unſer Wille 
iſt verzaubert; erlöfen Sie ſich. Mit Sehnfncht ſieht man in Berlin auf unſere 
Hülfe. Geſchleht dies in dieſer Zeit nicht, ſchreibt mir ein Freund aus Berlin, 
fo hat ſich Dentſchland vergriffen und feine ſchlechteſten Söhne nach Fraukfurt ges 
ſendet! (Wiederholtet, lebhafter Beifall.) Welcket: Als Freund der Freiheit 
ſtimme ich für den Ausſchußautrag und freue mich daruber, daß derſelbe mit Ent: 
ſchiedenheit der Reaktion und der Anarchie entgegentritt. Ja, die Freiheit iſt in 
Gefahr, und die von uns zu treffenden Maßregeln fallen in eine gefährliche Zeit, 
denn fie berühren einen Punkt, wo die Hauptgefahr Deutſchlands ſich zeigt. Allein 
ee giebt keine größere Gefahr für die Freiheit, als die Anarchie, die ſich über das 
Geſet ſtellt. elles Unglück rührt daher, weil Männer bisher die Hände in den 
Taſchen hatten und weil deswegen die Buben regieren. Ich unterſtütze den Ma: 
joritätsantrag, weil er das Recht ſchüzt. Ju ihren Anordnungen war die Preu⸗ 
ßiſche Krone in ihrem Rechte; ich Tage dies nicht etwa, um das Berliner Kabinet 
iu vertheidigen, ſondern nach meinem Urtheile als Juriſt. Es iſt klar, daß der 
Krone das Recht der Miniſter⸗ Ernennung zuſteht; denn ſie kann nicht in den 
Ständeſaal ſchicken, um ſich ein Kabinet zu erbitten. Nach dem Weſen der kon⸗ 
ſtitutionellen Grundsätze trage ich auch kein Bedenken, die Frage zu bejahen, ob 
der Krone das Recht zuſtehe, die Verſammlung zu vertagen oder zu verlegen. 
Dennoch ſtimme ich mit dem Ausſchuß, weil der Name, den das neue Berliner 
Mluſterium an der Spitze trägt, im Preußiſchen Staate Mißmuth erregt und den 
Frieden gefährdet. Da halte ich es für einen dem Könige erwieſenen Dienſt, 
wenn man ihm zur Rücknahme feines Beſchluſſes die Hand bietet, aus Gründen, 
die die Autorität diefer Verſammlung ihm einflößen wird. d. Vincke: Ein 
ſchmerzliches Gefühl hat es in mir erregt, daß der Redner, den wir als eine Per⸗ 
ſonifikation des Rechts betrachten, in vorliegender Frage zum Theil das Recht ver⸗ 
ſchmäht. Ich kenne nur einen Standpunkt, den des Rechts. Das Recht der Verſamm⸗ 
lung in Berlin liegt allein im Wahlgeſetze, wonach fie berufen iſt, nicht die Staatsver⸗ 
haͤltniſſe, ſondern die Vereinbarung mit der Krone herzuſtellen. Daß die Verſammlung 


nur in Berlin ihre Sitzungen halte, davon fteht in dieſem Geſetze nichts. Es handelt 


wie Oeſetzes vorlagen, Miniſter⸗Interpellatlonen u, ſ. w., aufgetveten iſt. Wie kaun 
man auch eine Verſammlung über ihre Verlegung befragen, wenn man vorausſetzt, 
daß ſie nicht frei in ihrer Selbſtbeſtimmung ift, und wie iſt zu denken, daß die 
Meinung der Nationalperſammlung immer die des Volkes ift? (Links: Ja, ja!) 
Wenn Sie (zur Linken) den Grundſatz der Appellation an das Volk nicht zuge⸗ 
ſtehen wollen, ſo iſt es unbegreiflich, warum gerade von der linken Seite diefed 
Hauses der Antrag geſtellt worden auf Auflöfung dieſer Verſammlung und auf 
Einberufung einer andeten Majorität. (Heiterkeit). Haben wir eine Centralgewalt 
geſchaffen, ſo müſſen wir ihr zum Handeln Zeit laſſen und nicht ſelbſt Exekutiv⸗ 
Maßregeln ergreifen. Bis ſetzt aber hat uufer Minifterium gezögert und möchte, 
fal or as beſſer bemänteln zu können, die Sache einem Ausſchuſſe zuwei⸗ 
3 115 Die Anien, die ein Miniſterlum geben ſoll, dürfen ihm nicht 
S e — * Wie kann man im Augenblicke, wo ein Reichskommiſſair nach 
Seien 2 iſt, auf Maßregeln antragen, welche die Krone beſchränken ſollen. 
auch gegen 1 und behandeln Sie Preußen wie Oeſterreich. Was man 
Naben nuiel Bee ſprechen mag: er iſt ein Ehrenmann, und hat er ſeinen 
ten 3 Cutwrbkr Sie wn tupionche Proklamation geſetzt, fo wird er fein Wort hal« 
Anaichte ente der e die Krone demüthigen und dadurch Bürgerkrieg und 
daam gas mein e er Sie führen eine große Kolliſion in Deutſchland herbei; 
„ Alltag auf motivirte Tagesordnung. Laſſen Sie Recht fein, was 

Po: A le Muth beſteht darin, feine Ueberzeugung zu behaupten auf 
* er Pop Schaldiakeſt an Koßen bes Lebens. Deutſchland erwartet, daß Je⸗ 
rg feine. © digkeit chue. (Beifall). H. Simon von Breslau verlangt 
4d. Wort zu eiuer perſoulichen Bemerkung. Die Verſammlung entſcheidet fi dar 

ler aus Würzburg ſpricht im Sinne des Majoritätsantrages des 
von Wydenbrugk beharrt mit Genoſſen auf ſeinem Antrage: 


ie Nati 1 
„Die Na Glalverſammlung erklärt die von der Preußiſchen Staate⸗Regierung 


n U 
berlfenen Besant erragug der zur Vereinbarung der Verfaſſung nach Berlin 
ches nicht im Ginverh ern Verlegung nach Brandenburg, ſo lange ſol⸗ 
dem Weſen und den Nat mit derſelben geschieht, für unverträglich mit 
gleich aber auch die bt einer ſolchen Verſammlung; fie fordert zus 
der Verſammlung und die vate Centralgewalt auf, für die Sicherheit 
wirken“ "Das alte Recht ſei 19 Freiheit ihrer Berathung ungeſaͤnmt zu 
einem neuen Rechtsboden ſtehe di je Marz⸗Revolution verworfen worden, auf 

ö De Preußiſche Rationalverſammlung der Krone ges 
genüber, nämlich auf dem Boden der Gleichberechti ung. Erkenne man dies nicht 
au, daun ſei das Volk weiter nichts als eine Dienfnn, d im Solde der er 
chen Kone. von Bederath: Wenn die Ordnung is einem Lande gefährdet 


ſich alſo hier von einem Rechte der Krone, und wenn bieſer letzteren ein Vorwurf ge- 
a0 F e {nr er, daß fie nicht frühzeitig 92100 geg 1 5 erhebt ſich eine fem Debatte. 


und der Friede gebrochen tft, ſo iſt dies ein nachtheiliges Ereiguiß, deſſen Wirkung 
auf das geſammte Land ſich verbreitet. Wenn aber zwei Gewalten, die mit ein⸗ 
ander zu wirken berufen ſind, in Zwieſpalt gerathen, dann ſtockt das Leben und 
bange Spannung ergreift die Nation. Eine ſolche größere Gefahr iſt in Preußen 
eingetreten. Zwei Potenzen, von deren Zuſammenwirkung das allgemeine Wohl 
abhängt, ſtud in einen Gegenſatz gerathen, der alle Gemüther in Gährung verſeht, 
und welcher Deutſchland in Trümmer ſtützen kann, wenn nicht ſchnelle Abhülfe 
geſchleht. In ſolchen Fällen muß unfere Verſammlung die Kraft ihrer Geſammt⸗ 
heit zuſammenfaſſen. Dieſe Geſammtheit iſt kein Kompler von Staaten mehr; ſie 
hat in dieſer Verſammlung ihren Ausdruck und in der Centralgewalt ein zum 
Handeln beruſenes Organ gefunden. Die Centralgewalt wird ihre Aufgabe et⸗ 
füllen, wenn fie von der Zuſtimmung dieſer Verſammlung getragen wird, Hier 
handelt es ſich um keine juriſtiſche Erörterung, ſondern wir müſſen handeln, um 
Deutſchland vor dem Untergange zu bewahren. Durch eine Stellung über den 
ftreitenden Parteien wird der Geſammtwille der Nation den Konflikt zu loſen 
ſuchen; es wird dies geſchehen durch Herſtellung eines politiſch, konſtitutionellen 
Zuſtandes. Hiermit iſt es allerdings nicht verträglich, daß die Krone mit Rathen 
ſich umgebe, die das Vertrauen des Volkes nicht beſitzen. Aber glauben Sie, daß 
dadurch die Freiheit begründet werde, daß Sie mit Erſchütterung der Monarchie 
für die Berliner Verſammlung Partei nehmen? (Links: Ja, Ja.) Ich bin ein! its 
haͤnger der Monarchie, weil ich in ihr für Deutſchland die alleinige Bürgſchaft 
der Freiheit erkenne. Eine Verfaſſung muß aus den Elementen des Volkslebens 
erbaut fein. Von Deutſchland nun, und beſonders von Preußen, muß behauptet 
werden, daß ſein Entwickelungsgang ſeit Jahrhunderten das Volk in enge Ver⸗ 
bindung mit der Monarchie gebracht hat. Sie würden einen Vernichtungskrieg 
gegen ganz Deutſchland führen müſſen, um dicſen Beſitz des Volkes zu zerſtören, 
Das find keine Definitionen, ſondern Reſultate. Der Ausſchuß⸗Antrag entſpricht 
der Stellung des Reichsminiſteriums. Die Grund Elemente eines Staates konnen 
dadurch nicht gewinnen, daß man das eine Element über das andere stellt. Geben 
wir dem Volke einen Rechtszuſtand, in welchem Voltsfreipeit und Köͤnigthum ge⸗ 
genſeitig ſich durchdringen. Das iſt es, was das Volk, was dle Majorität dieſer 
Verſammlung will, und ſie wird es am heutigen Tage beweiſen. Ob Deutſchland 
feine ſchlechteſten Söhne hierher berufen, darüber wird die Geſchichte richten. (Leb⸗ 
hafter Beifall.) Der Vorſitzende verlieſt einen Antrag des Abgeordneten von Laſſaulr 
auf einfache Tagesordnung. Noch ſprechen Biedermann und Löwe aus Kalbe. 
Der Schluß ber Verhandlung wird angenommen. Simon von Breslau, von Binde, 
Giskra, Schneer, Ziegert, Wabdorf verlangen namentliche Abſtimmung über ein⸗ 
zelne, Levyſohn über ſämmtliche Anträge. Ueber die Frage, ob dem Abgeordneten 
Zachariä oder nach einer ſpäteren Uebereinkunft der L ee 
eordneten Jordan (aus Berlin als Berichterjtatter das Wort egeben werden foll 
abet uc, Que nu badge dene 2 eie Mah us Musfhufe und die inte 
Seite des Hauſes wollen Jordan das Wort nicht zugeſtehen. Die widerſprechenden 
Ausſagen der Ausſchußmitglieder führen zu keiner Entſcheidung. Jordan (aus 
Berlin) beſteigt die Tribüne: Ich ſtatte den Herren von jener Seite meinen Dank 
ab. (Stürmiſche Unterbrechung links.) Der Redner wiederholt ſeine Worte. (Neuer 
Lärm.) Präſident: Beſchwichtigen Sie dieſe Unruhe, wir kommen ſonſt nicht 
zum Ziele, Jordan: In der Ueberzeugung, daß dieſer Vorgang die beſte Em- 
pfehlung für den Ausſchuß⸗Autrag iſt, verzichte ich gänzlich auf das Wort. (Bravo! 
rechts und im Centrum) Es wird zur Abſtimmung geſchritten; von Laſſaulr's An⸗ 
trag auf einfache Tagesordnung findet keine Unterſtützung. Der Antrag von 
Vincke's und Genoſſen: „in Erwägung, daß die Preußiſche Regierung bei ihren 
Anordnungen formell und materiell in ihrem Rechte gehandelt hat; in Gtwa gung, 
daß ein Urtheil über die Zweckmäßigkeit dieſer Anordnungen von hier aus zur 
Zeit nicht erfolgen kaun; in Erwägung, daß das, was im Intereſſe Deutſchlands 
zu geſchehen iſt, von dem Reichs⸗Miniſterium bereits angeordnet worden: geht 
die Verſammlung zur motivirten Tagesorduung über“, wird mit 390 gegen 45 
Stimmen abgelehnt. Eben fo wird der Antrag H. Simon's von Breslau und Ge⸗ 
noſſen verworfen; er lautet: „die National-Verſammlung wolle beſchließen, die 
Centralgewalt aufzufordern, an die Preußiſche Regierung die ſofortige Erklärung 
zu richten, daß dieſelbe außer ihrem Rechte ſtehe, wenn ſie dem Lande ein Miniſte⸗ 
rium gegen den wiederholt ausgeſprochenen Willen der Volksvertretung aufdrin⸗ 
gen wolle“ (mit 287 gegen 150 Stimmen); „die National-Verſammlung wolle 
beſchließen, die Centralgewalt aufzufordern, an gedachte Regierung die fernere 
Erklarung zu richten, daß dieſelbe außer ihrem Rechte ſtehe, wenn ſie ohne Ueber⸗ 
einſtimmung mit der zur Vereinbarung der Verfaſſung berufenen Preußiſchen Na⸗ 
tional⸗Verſammlung letztere vettagen und ihren Sitz verlegen wolle“; „die Natios 
nal-Verſammlung wolle beſchlleßen, die Centralgewalt aufzufordern, an gedachte 
Regierung die ſofortige Weiſung zu tichten, vorſtehend aufgeführte, die Volksfrei⸗ 
heit, das Recht und die Ruhe Deutſchlands bedrohende Maßregel zurückzunehmen“ 
(mit 272 gegen 171 Stimmen). Der Antrag des Abgeordneten von Watzdorf 
und Genoſſen: Die Reichs⸗Verſammlung wolle der Berliner National⸗Verſammlung 
ihre Anerkennung ausdrücken (ſ. oben), wird abgelehnt; in gleicher Weiſe mit 244 
gegen 198 Stimmen der Antrag der Majorität des Ausſchuſſes: „Die National- 
Verſammiung wolle erklären, daß fie es fur nöthig erachte, die Königlich Preußiſche 
Regierung dahin zu beſtimmen, daß ſie die angeordnete Vertagung und Verlegung der 
Preußiſchen Nationalverſammlung, als mit dem Weſen und dem Rechte einer Ver⸗ 


ſammlung zur Vereinbarung der Verſaſſung unverträglich, aufhebe; daß er⸗ 


forderlichen Falles Maßregeln getroffen werden, welche ausreichend erſcheinen, bie 


Würde und freie Berathung der Verſammlung in Berlin ſicher zu ſiellen; daß die 


1660 j 


Krone Preußens ſich alsbald mit einem Miniſterium umgebe, welches das Ver⸗ 
trauen des Landes beſitzt und die Beſorgniſſe vor reaktionairen, Beſtrebungen und 
Beeinträchtigung der Volksfreiheiten zu beſeitigen geeignet iſt. von, Wydenbrugk, 
Weſendonck und Simon von Trier ziehen ihre Auträge zurück, worauf der Majori⸗ 
tätsantrag des Ausſchuſſes mit 239 gegen 189 Stimmen (wie bereits gelten, ge» 
meldet) zum Beſchluſſe erhoben wird. Nachdem Simon von Trier einen auf das 
traurige Schickſal R. Blum's bezüglichen Antrag geſtellt und der Reichs⸗Juſtiz⸗ 
Miniſter R. Mohl über die Abſendung zweier Abgeordneten nach Wien wiederholte 
Auskunft gegeben hat, wird die Sitzung um 5 Uhr Abends geſchloſſen. u. 
„Würzburg, den 9. Nov. (N. W. 3.) Geſtern iſt der neue Biſchof von 
Fulda dahier angekommen, ſomit find num alle deutſchen Biſchöfe, mit Aus⸗ 
nahme der meiſten öſterreichiſchen, verſammelt; indeß nehmen doch gerade drei 
öſterreichiſche Erzbiſchöfe daran Tbeil, und zwar der von Salzburg perſönlich, 
der von Olmütz durch einen Stellvertreter und der von Prag ſandte ein ſehr 
ſchönes Schreiben. Brixen iſt gleichfalls durch einen Abgeordneten vertreten 
und Linz wollte einen ſolchen ſchicken. Wenn wir recht berichtet ſind, hat, 
der Erzbiſchof von Wien feinen Suffraganen die Zuſammenkunft der deutſchen 
Biſchöfe gar nicht oder wenigſtens nicht rechtzeitig bekannt gemacht. — Die 
Sitzungen werden ſeit geſtern im Franziskanerkloſter gehalten; zu Anfang der, 
nächſten Woche werden die Verhandlungen ihr Ende erreichen. ttb 
Wien, den 16. Nh. Der Gemeindrath hat dem Gouverneur Welden 
ſeine Aufwartung gemacht. „Sie haben, meine Herren,“ ſagte ihnen derſelbe, 
„nicht das gethan, was Ihnen oblag; ſorgen Sie dafür, daß Ruhe und Ord⸗ 
nung ſich herſtellen, denn meine Kanonen verſtehen keinen Unterſchied zwiſchen 
den guten und den böſen Bürgern der Stadt zu machen.“ — Man verſichert, 
daß General Bem zu Peſth, wohin er ſich begeben, meuchlings erſtochen worden 
ſei, er war nicht auf der Stelle todt geblieben, lag aber hoffnungslos darnieder. 
Heute Morgens halb 10 Uhr wurde der Nationalgarde-Oberkom⸗ 
mandant Wenzel Meſſenhauſer in Folge kriegsrechtlichen Urtheils im Stadt⸗ 
graben nächſt dem Neuen⸗Thor erſchoſſen. Er zeigte eine ungemeine Stand» 
haftigkeit und kommandirte ſtehend, ohne die Augen verbunden zu haben, ſelbſt: 
„Feuer.“ Er ſoll dabei geäußert haben: „ich habe in meinem Leben kommandirt, 
will daher auch meinen Tod kommandiren.“ Vorgeſtern Abend fanden drei 
ſtandrechtliche Hinrichtungen durch Pulver und Blei ſtatt. Es wurde ein Schu⸗ 


I 


ſtermelſter von Hernals, Gardelieutenant, Namens Joh. Horvath, und zwei ge⸗ 
meine Soldaten, Joſeph Dangel und Anton Neklinsky, wegen Theilnahme an 
einem bewaffneten Ausfalle erſchoſſen. 

ah Ausland. 

Auger dar sul Frankre lch. 
Paris, den 15. Noobr. National-⸗Verſammlung. Sitzung vom 15. 
Nov. Die Verſammkung ſchreitet zur Berathung des Geſetzentwurfs rückſichtlich 
der Arbelter-Aſſociatlons⸗Verträge. Touvtet, Miniſter: „Sie haben 3 Mill. Frs. 
votitt, um dieſe Verträge zu ermuthigen. 440 Arbeiter Aſſockattonen haben ich 


gemeldet, um an dieſem Capital Theil zu nehmen. 36 find zugelaſſen worden, 144 
wurden verworfen. Alle dieſe Auträge wurden von einer Comm fion ſorgfältig ge⸗ 
prüft. 574,000 Frs. fallen hiernach auf Paris, 800,000 Fi. auf die Depar⸗ 
tementg. Alſo im Ganzen wurden etwa 1 Mill. 37 4,000 Frs. vertheilt. Die 
übrigen find noch zu berückſichtigen und warten auf Beſcheid. Daher die Dringlich⸗ 
keit der Sache. Drucker, Uhrmacher, Schmiede, Tiſchler, Färber ze. ſind es beſon⸗ 
ders, die ſich aſſoziürten. Sind auch dieſe Aſſoclationen noch unvollſuaͤndig, fo find 
fie doch ein Uebergang. Vorläufig handelt es ſich vor Allem um Sportelfreiheit 


für ihre Vertrage.“ Der erſte Artikel wird angenommen. Der Art. 2. des Geſeh⸗ 


entwurfs über die Arbeiter-Aſſociationen lautet: „Die Darlehue, die der Staat den 
Arbeiter-Aſſocigtionen macht, find. mit 3pCt. zu verzinſen. Eben ſo fing bie Dar» 
lehne des Staates ſelbſt zurückzuzahlen, je nachdem die Aſſociationen gedeihen. Die 
Zinszahlungen ſowohl, als die Kapitalsrückzahlungen werden in die Staatskaſſe 
geleiſtet und daraus ein Fond gebildet, aus welchem künftig nach gegenwärtigem 
Geſetze und im Sinne des Geſetzes vom 5. Juli c. wieder nur Aſſoclatlonell un⸗ 
terſtützt werden ſollen, ſei es zwiſchen Arbeitern und Arbeitern oder Arbeitern und 
Meiſtern ze.“ — Dupiu, der ältere, fürchtet, daß dieſe Steuerung zum Soclo⸗ 
lismus und Communismus führe und bekämpft fie. — Alean und Tour r: 
unterſlützen fie jedoch und der Entwurf geht durch. Das ganze Geſebz wäre ſomit 
erledigt. Die Verſammlung kehrt zum Unterrichts⸗Budget zurück und genehmigt die 
dapon noch übriggebliebenen Poſten. Die Sitzung wird um 64 Uhr geſchloſſen. 
— Die Nachrichten aus Berlin werden verſchlungen. Aber unſere innern 


Angelegenheiten beſchaͤftigen uns ſo, daß wir keine Zeit zu langen Commentaren has 


ben. Faſt alle Zeitungen zollen der Preußiſchen Nationalverſammlung Beifall. 

— Eine Poſt aus Neapel vom 2. Nov. meldet, daß der Admiral Baudin mit 
zwei Kriegsfregatten nach Tunis geſegelt iſt, um den Bey, welcher Miene macht, 
die Frauzoͤſiſche Republik nicht anzuerkennen, zur Rechenſchaft zu ziehen, 


Rußland und Po le n. $ 

Von St. Petersburg find durchaus glaubwürdige Berichte in Paris einge 
laufen; der Friede mit Schamyl ſei ſo gut als abgeſchloſſen und überlaſſe 
weitere 150,000 Mann der Ruſſiſchen Regierung zur Verfügung. Cin Frans 
zoſe, der Gelegenheit halte, durch eigenen Anblick ſich von der Stärke der in 
Polen ſtehenden Armee zu überzeugen, giebt diefelbe auf 100,000 Mann an, 
ſehr gut ausgerüſtete Truppen, die nichts ſehnlicher wünſchen, als in Preußen 
und Oeſterreich einzumarſchiren, „um die Ordnung daſelbſt herzuſtellen.“ In 
den politiſchen Bewegungen Deutſchlands erblicken die Offiziere, nichts als das 
Werk einer wühleriſchen Minderzahl, der man mit den Baſonetten den status 
quo diktiren müſſe. We f 


n 
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Bei E. S. Mittler in Poſen iſt zu haben: 
Aa A Hausarzt für Unterleibs⸗ 
Kranke. Preis 7% Sgr. 11 157 f 
bis a) un g - 4 A 1 
Das unterzeichnete Offizier⸗Corps erfüllt die trau⸗ 
rige Pflicht, das am 13ten d. Mts, erfolgte Sins 
ſcheiden am Bruſt⸗Catarrh, des Königlichen Ober⸗ 
fien Grafen von Lüttichau, Kommandeur des 


2ten (Leib⸗) Huſaren⸗Regiments, Ritter mehrerer 


Orden c., in ſeinem 57ften Lebensjahre, feinen ent⸗ 
ſernten Verwandten, ſeinen vielen Freunden und 
Bekannten, hiermit anzuzeigen. 

Seit dem Jahre 1812, wo er als Offizier aus dem 
Kadetten ⸗Corps in das Königliche Ifie Küraſſier⸗ 
Regiment eintrat, und an allen in den Kriegsjahren 
1813 und 1814 von dem Regiment beigewohnten 
Schlachten und Gefechten mit Auszeichnung Theil 
nahm, war er bis zu ſeinem letzten Lebenshauche der 
treueſie Anhänger des Königs und des Vaterlandes, 
ſo wie er als Kommandeur des Regiments mit der 
größeſten Pflichttreue ſtets bemüht war, das Beſte 
deſſelben nach Kräften zu fördern, wodurch ihm das 
ehrendſte Andenken unter uns für immer geſichert 
bleibt. 

Schwerſenz im 
November 1848. 

Das Offizier ⸗Corps des 2ten (Leib⸗) 

j 8 Hufaren- Regiments. 


Großherzogthum Poſen, den 15. 


* Bekanntmachung. 

Das dem Militair⸗ Fiskus gehörige Land, wel⸗ 
ches auf Berdychowo belegen, bis jetzt theilweile zum 
Betriebe einer Ziegelei verwendet war, und ppr. 31 


Morgen groß iſt, mit einem darauf befindlichen Ges 


bäude, ſoll vom 1ſten Januar f. anderweit auf 

ein oder mehrere Jahre zur Ackernutzung öffentlich 

ausgeboten werden, wozu ein Termin auf 
Dienſtag den 28ſten November e. Vor⸗ 

BAT mittags 10 Uhr 

in loco anſteht. li ar f 
Pachtluſtige werden hiervon mit dem Bemerken 

in Kenntniß geſetzt, daß die Pachtbedingungen, wel⸗ 


che auch im Termine ſelbſt bekannt gemacht werden 


ſollen, im Bureau der Feſtungsbau⸗Dircktion ein⸗ 
geſehen werden können. Une 
Poſen, den, 18. Nobember 1848. 
Königl. Feſtungsbau⸗Commiſſion. 


r n tel de Saxe 


findet Dienſtag den 21Iſten Nov. Abendbrod mit mu⸗ 
ſikaliſcher Unterhaltung ſtatt; wobei Putenbraten, 
Wurſt, Gänfe-, Entenbraten und verſchiedene Ge- 
müſe. Entree 5 Sgr. pro Herr, wofür eine Por⸗ 
tion von obigen Speifen. 

Um zahlreichen Veſuch bittet, 


— — —— 


Markt 62. werden ſämmtliche Weißzeuge, Sticke⸗ 
reien, Handſchuhe, Crav.⸗Tücher und Schleier, fo 
wie ſeidene Bänder und Spitzen zu übrraſchend 
billigen Preiſen verkauft. uche 


St. Martinsſtraße No. 78., der Kirche gegenüber, 
iſt jetzt oder zum Iſten Januar k. J. eine Wohnung 
mit auch ohne Stallung 
Desgleichen eine Stube. 


1 8 BO russia. 


pi 


Ae 
a 
den, der durch Verbrennen, 


Die Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalt Borussia zu Berlin übernimt die Verſicherung 
Feuersgefahr auf Mobiliar, Waaren ꝛc. zu billigen und feſten Prämien, und vergütet jeden Scha⸗ 
dure . Retten, Niederreißen, Abhandenkommen, erwieſen nothwendiges Ausräumen, 


oder die zur Hemmung des Brandes nöthig gewordene abſichtliche Beſchädigung und Vernichtung entſtanden. 
Der unterzeichnete Haupt⸗, ſo wie der Special⸗Agent Herr Lotterie-Einnehmer Simon Cohn, 
Gerberſtraße sub No. 43, ertheilen Antragsformulare, ſo wie jede beliebige Auskunft gratis. 


Poſen, den 17. November 1818. 


10 b. ‚Benoni Kaskel, 


Ireitestrasse No. 22. 


und Remiſe zu vermiethen. 


Das iſt das Unglück unſerer Stadt, 
daß fo viele geſinnungsloſe Geldmänner und Ariflo- 
kraten ihre eigenen Intereſſen unter der Maske 
des Patriotismus zu verbergen wiſſen. 

Ein Volksfreund. 


Projektirte Grabſchrift! 
Hier ruht Eichhorn, warum nicht Klee, 
Hier ruht Klee, warum nicht Eichhorn? 


zerliner Börse. 


Den 18. November 1848. hzinst: |;Brief. ] Geld. 
Staats-Sehuldscheine 31414 — 734 
Seehandlungs-Prämien-Scheine . . .: | — | 914 | 914 
Kur- u. Neumärkische Schuldversen. 3 | — — 
Berliner Stadt- Obligationen 3 — — 
Westpreussische Pfandbriefe 31 — 814 
Grossh. Posener it Me M 49514 — 

2 e N % — 774 
Ostpreussische e 31 874 u 
Pommersche Bun u 3 — 90 
Kur- u, Neumark 3 — 801 
Schlesische 1 3 — 2 

5 v. Staat garant. L. B. * 
Preuss, Bank-Antheil-Scheine — es 
Friedrichsd or „ re * — 131 134 
Andere Goldmünzen à 5 Rthlr. . — 137127 
Dise onto — 34 44 
Eisenbahn = Aetlen, 
voll eingezahlte: 
Berlin-Anhalter A. 83. 4 — 708 
im » Priorität e 3824 
Berlin- Hamburger 804 
0.78 e ie 40 — 89 
in- Po — deb: Ju F 
Rane 2 nn 1% * 774 
oer = T RBini 7 ee 23 5 874 864 
Har a e ei 4 er 84 
In-Minde Den eee 2 
oh 079 119 Prioritäts- ER" Fi 2 89 
Magdeburg- Halberstädter n 
Niedersehles.-NMärkische 31 — 664 
0 Prioritäts 4 | — 811 
* ” — 5 — 933 
„ III. Serie, 5 — 88 
Ober-Schlesische Litt. .. 3} 883 — 

„ n Mai.. . — — 

Rheinzeghen gu N gt che d l. — 50 ä — 
„ Stamm- Priorität 44 — 4 — 

» Priorit ats 4 — I — 

» „ V. Staat garantirt 3 | — — 
Thüringen lea: 44 491 — 
n 4 166 165 


Stargard-Posener 


(Mit einer Beilage.) 


Beil 
ER 


u l ad een unt machung. 
Am unrichtigen Gerüchten zu begegnen, machen wir auf den Grund der amt⸗ 
lichen Groſfuungen des Königlichen Miniſterii hierdurch bekaunt, daß in Berlin die 
Entwaffnung der Bürgerwehr auch am 18. d. M. ungeſtoͤrten Fortgang hatte. 
Bis zum 17. Abends waren 17,000 Feuer⸗Gewehre abgeliefert. 

Die Zufammenziehung der Landwehr in den Marken erfolgt ohne Schwierig. 
keit, Vier Baraillone waren bis zum 17. d. M. ſchon mobil. Die Aufregung der 
Gemüther ſcheint ſich in Berlin und in vielen Theilen der Monarchie von Tage 
zu Tage mehr zu beruhigen. Die Haltung der Truppen iſt die beſte. 

Poſen, den 20. November 1848. 
Königliches Regietung s Präſidium. 


a 


777 


ge zur 


enten 0% 
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Kries. 


R Poſen, den 19. Noy. Heute Mittag empfing der General v. Schäffer 
den Stab der hieſigen Bürgerwehr und äußerte ſich auf das Herzlichſte gegen den- 
ſelben, indem er hervorhob, wie ganz Deutſchland jetzt über die Deutſchen Verhält⸗ 
luſſe in Poſen aufgeklärt ſei und nun nicht mehr daran gedacht werden könne, 
500,000 Deutjche Preis zu geben. Später erjchien eine Deputation des Vereins 
für König und Vaterland, um der Central⸗Gewalt in der Perſon ihres Abgeord— 
neten die ſchuldige Huldigung darzubringen. Der General empfing dieſelbe mit der 
Verſicherung, daß es ihu unendlich freue, Gelegenheit zu haben, dem Verein aus⸗ 
ſprechen zu können, daß man das Streben deſſelben für die Preußiſche und Oeut⸗ 
ſche Sache, deun beides gehe een Hand, in Frankfurt bereits gewürdigt habe, 
und ſei auch er überzengt, daß ein glückliches, mächtiges und Achtung gebietendes 
Deutschland nur daun eriftiren konne, wein Preußen, die Haupikraft Deutſchlands 
in einem geordneten vertrauungserweckenden Zuſtande daſtehe. Er fragte die aus 
weſenden Deputitten, ob unter ihnen Vertretet der Stadt ſich befanden, und auf 
die bejahende Antwort äußerte er: 

Cs würde mich freuen, die Vertreter der Stadt bei mir zu ſehen, um ihnen 
ſagen zu können, wie ſehr ihre, ſeit den Maͤrztagen bewieſene, kraftige 
Deutſche Haltung dazu beigetragen hat, ganz Deutſchland und namentlich die 

id Frankfurter Verſammlung für das Deutſche Intereſſe in Poſen zu gewinnen. 

Als kurz darauf der Stadtverorducten⸗Vorſteher mit 7 Stadtverordneten ein⸗ 
trat, wiederholte der General das Obenangeführte und fügte hinzu: u 
— Ich hoffe, meine Herten, meine Sendung wird dieſer unglücklichen Provinz 

nunmehr die erſehute Ruhe geben; ſollte dieſelbe aber wider Erwarten deu: 

noch von Neuem geſtört werden, dann zahlen Sie auf die Ceutralgewalt, 

die Sit mit allen ihr 45 Gebote ſteheuden Mitteln kräftigſt ſchützen und Ihr 
eeecht ve 5 digen wird. Und auch ich, meine Herten, werde dann die Feder 
JJ 

O Miesztow, den 18. Nov. Wir wollen verſuchen, ob wir Ihnen ein 
Bild von dem fürchterlichen Zuſtande, in dem wir uns in einigen Tagen befinden 
werden, zu geben im Stande ſind. Wie ein Lauffeuer verbreitet ſich die Nach⸗ 
nicht, die National⸗Verſammlung, die au Stelle des Königs regiert, hat alle 
Abgaben aufgehoben. — Noch iſt uus die März Kataſtrophe vor Augen, wo Nie⸗ 
mand ſagte, man ſolle keine Abgaben zahlen, und wo doch Keiner Etwas zahlte, 

und nur durch militairiſche Zwangswaßregel gelang es und gelingt es gegenwar⸗ 
tig noch, die Beiträge beizutteiben. — Es liegt im Intereſſe eiuer Partei, der 
Behörde Widerſtand zu ſchaffen, und ſie wird redlich den ihr von der National» 
Berfanimlung gebotenen Stoff dazu verwenden. Ein ungleich anarchiſcherer Zu⸗ 
Hand droht uns als im Frühjahr, und wir glauben kaum, daß die National⸗ 
Verſammlung dieſen Schritt vor jedem Baterlandsfrennde wird verantworten können. 
Schon hundert von Malen haben wir es hier gehört, daß die zeitigen Beamten 
kein Recht haben, auch nur die geringſte Abgabe zu fordern. — So eben kommt 
uns die derbürgte Nachricht zu, daß die Schweinehäudler bei Robakow ſich weigern, 
die Eingangsſteuer zu bezahlen. 

Berlin, den 17. Nov. So eben verbreitet ſich die Nachricht, daß im 
Miniſterium eine Spaltung entſtanden ſei, und daß das Geſammtminiſterium mor- 
gen abtreten werde. Brandenburg ſoll zur Nachgiebigkeit gerathen haben, 
Mauteufſel dagegen aber auf ſireugſter Durchführung des angenommenen Sy⸗ 
fremd beharren. Die aus allen Gegenden des Vaterlandes, aus den loyalſten Stad⸗ 
ten der Monarchie ſo zahlreich eingelaufenen Adreſſen mögen anf die nicht ganz 
linden doch gewirkt haben“ Dazu die heutigen Nachrichten aus Fraukfurt, denen 
zufolge die dortige Verſammlung ſich für die hieſige ausgeſprochen und durch Stim⸗ 
nal. W beit beſclaſsen hat, die Preußiſche Regierung aufzufordern, unſere Natio- 
eingetroffen lung wieder in Berlin zu eröffnen. Zudem ſoll Herr v. Beerath 

u sean, der wohl in einer würdigeren Weiſe die Vermittelung ubernehmen 
wird als der apoſta 9 Attermaun. 1 
tiſche (?) Baſſer 


Cie en 17. Nov. Die Nachricht der Frankfurter Beſchlüſſe 


vom 14: d. M. bat g 
Pom . . . han pier nicht geringe Freude erregt, und man hofft allgemein 
red die in sel: derſelden 0 guet cht ſtehende Vermittelung der Erntratyewalt 
2 5 l ellen werde angenommen werden, um endlich einen Aus⸗ 
= efe „die ganze Exiſtenz des Landes gefährdenden Conflikte 
wir dieſe Hoffnung in ſo fern nicht theilen, als 


zu finden. — Leider können 

ag, A Tal Anne ui (aenansiesemähigıe 
114 . l ni and eie der zurückgebliede⸗ 
uk Möglichkeit 5 ir | Gee en ſein ſollen, die ihnen ſo unerwartet ge⸗ 
—— 90 ner Verſohmung zu verſchmähen, und zu Maßregeln zu 
iR reiten, gegen welche die vorgeftige der Sten verweigerung als eine gemäßigte 
t dürfte. Noch hoffen wit, daß die bei uns einlaufenden Berichte über die 


Poſener 


Zeitung. den 21. November 1848. 


ist 4 D e. TEN AT | i 1 
Pläne in gewiſſen Kreiſen übertrieben ſind inzwiſchen verhehlen wir uns nicht, 
daß bei der geiſtigen Ueberreizung der meiſten Abgeordneten, bei der künſtlich 
auf den höchſten Gipfel geſchraubten Eraltation, welche das ur ſprüngliche 
Mandat der Vereinbarung gänzlich in Vergeſſenheit gerathen läßt, bei dem 
Bewußtſein, daß wir wirklich au einem geſchichtlichen Wendepunkt ſtehen, und 
bei dem der menſchlichen Eitelkeit ſo natürlichem Wunſche, durch Herbeifüh⸗ 
rung großer Exeigniſſe eine geſchichtliche Rolle zu ſpielen, bei der verführeri⸗ 
ſchen Gelegenheit, einen Convent zu bilden und ſich 22: Antheils an der bisher 
der Krone zugeftandenen Souverainetät zu bemächtigen, um fo eher die ſchlimm⸗ 
ſten Verſuche befürchten laſſen, als bei einem großen Theile der zurückgebliebenen 
Abgeordneten keine materiellen Intereſſen vorliegen, die durch einen gewalt⸗ 
ſamen Umſchwung der Dinge verletzt werden könnten, ein anderer Theil aber 
ſelbſt notoriſch bei einer allgemeinen Revolution nicht allein nichts zu verlie⸗ 
ren, ſondern Alles zu gewinnen hätte. Möge daher das Land nicht zu weit 
nach einer Seite ſich hinreißen laſſen, möge es nicht blindlings folgen denjenigen 
ſeiner Vertrauensmänner, die jetzt in einem politiſchen Rauſche befangen find, 
der ſie buch ſtäblich unzurechnungsfähig macht! Möge es ein kräftiges 
Veto einlegen, wenn Perſonlichkeiten, die ſeit einigen Tagen in jedem ihrer 
Schritte und Tritte ein Stück Weltgeſchichte zu erblicken glauben, und dies in 
naiver Selbſtüberhebung offen ausſprechen, den Staat in Brand ſtecken möch⸗ 
ten, um an der Gluth — ihre eigene Suppe zu kochen! Möge man aber auch 
von der andern Seite die Augen öffnen; möge man dem Ausſpruch der Frank⸗ 
furter National-Verſammlung die Beachtung angedeihen laſſen, welche er ver⸗ 
dient und nicht fortfahren dem Lande ein Miniſterium aufzudrängen, gegen wel⸗ 
ches die öffentliche Stimme ſo energiſch ſich erhebt, ein Miniſterium, welches 
in 8 Tagen der Sache der konſtitutionellen Monarchie tiefere 
Wunden geſchlagen hat, als alle Wühlereien der Demokraten in 
acht Jahren vermocht hätten! 
WE Berlin, den 17. November. Die Nachricht der Spener ſchen Zei⸗ 
tung, die Auszahlung der noch nicht verſilberten Coupons ſei durch die See— 
handlung bis zur Aufhebung des Velagerungszuſtandes ſiſtirt, beruht auf einer 
Verwechslung mit der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe, deren Lokale dergeſtalt 
mit Truppen beſetzt ſind, daß allerdings eine Unterbrechung in ihrer Thätigkeit 
eingetreten iſt. Die Sechandlung, obſchon mit ſtarker Beſatzung verſehen, hat 
in ihrem Geſchäfisgange keine Veränderung eintreten laſſen und macht im Ge⸗ 
gentheile bekannt, daß fie ihre erſt am 15. Januar fälligen Prämtenſcheine ge⸗ 
gen ein Diskonto von 3 5 per aunum ſchon jetzt einlöſt. — Die National⸗ 
Verſammlung iſt an dem ternern Druck ihrer Verhandlungen verhindert wor⸗ 
den; mehrere Setzer und Drucker ſollen deshalb verhaftet ſein. Der Bericht 
vüber die letzte Steuerverweigerungs⸗ Sitzung wird deshalb in Frankfurt a. O. 
gedruckt. — Die verbürgte Nachricht, daß Magdeburg, die Stadt, welche mit 
am erſten und energiſchſten die Rechte der Natlonal⸗Verſammlung der Krone 
gegenüber zu wahren ſich beeilte, die erſte Stadt des Landes iſt, welche durch 
ihre Stadtverordneten Proteſt gegen die Steuerverweigerung einlegt hat, hier in 
allen Kreiſen die angenehmſte Senſation erregt. Magdeburg wird insbeſondere 
in Weſiphalen und am Niederrhein viele Nachahmer finden; überhaupt wird 
die Verſammlung ſehr bald Gelegenheit haben ſich zu überzeugen „ daß dieſer 
äußerfie Schrüt gegen die Krone ihr den größten Theil der Sympathicen des 
Landes rauben wird. — Mit heute beginnt die polizeiliche Aufſuchung und 
Ausweiſung der Fremden, welche über den Zweck ihres Hierſeins ſich nicht aus⸗ 
zuweiſen vermögen. — Vorgeſtern verſuchie der demoktatiſche Club in einem 
Lokale der Frankfurter Jul Sigung abzuhalten. Bel der militairiſchen 
Auseinandertreibung veranlaßte die Widerſetzlichkeit einzelner Mitglieder nicht 
unbedeutende Verletzungen. So erhielt einer einen lebensgefährlichen Stich ins 
Auge, einem andern wurden drei Finger abgehauen ꝛc. — Geſtern hieß es all⸗ 
gemein, Yolsdan.und Stettin ſeien in Belagerungszuſtande, die Beflätigung 
aber iſt ausgeblieben; gleichergeſtalt wird es ſich wohl mit den Unruhen in Sol⸗ 
feln e die bei Gelegenheit der Landwehraushebung daſelſt culſtanden 
ſollen. x 

Der General Wrangel, der jetzt in Berlin Herr über N 
iſt und dem auch , Salem ſich 8 7 —2 ae 
ganz eigenthümliche Art der Cenſur eingeführt, die Cenſur nämlich der eigenen 
Augſt und der Sorge für die Selbſterhallung. Er hat cs perſchmäht, den Zei⸗ 
tungen eigene Cenſren zu beſlellen, indem er es viel bequemer fand, die Gewiſſen 
einzuſchnüren n DEREN Redakleur zu ſeinem eigenen Cenſor zu machen. Cha⸗ 
rakteriſtiſch iſt in dieſer Bezichung ein Geſpräch, welches er geſtern mit Herrn 
Oldenberg, dem Redakteur der Deutſchen Reform, gehabt, und das ich der 
Seltſamkeit wegen hier genau aufzeichne. Herr Oldenberg war von einem Hu⸗ 
ſaren auf das Königl. Schloß, in welchem General Wrangel refidirt, gerufen 
worden. Der General empfing ihn ſehr humoriſliſch und gemüthlich an der 
Seite eines Juſtizkommiſſars: „Sie ſind alſo der Herr Redakleur der Deuuſchen 
Reform?“ Ja, Herr General! „Nun, mein Herr Redakteur warum wollen 
Sie ſich denn, gar nicht mit uns befreunden, warum treten Sie den Dingen, die 
doch durchaus dein müſſen, ſo feindlich entgegen?“ Worauf, Herr E 
zicht ſich W HAN „Darauf, daß Sie gar nicht aufhören, die Adreſſen mit⸗ 
zutheilen, welche von einzelnen Klubs und Geſellſchaften hier bei der aufrühri⸗ 
chen Abiheilung der Nationalverfammlung einlaufen.“ Das muß ich thun als 
Redakteur, und ich will es als freier, unabhängiger Mann! Dieſe Adreſſen find 
Fakta, welche Niemand abläugnen kann. „Welche Ihnen aber theuer zu fir- 
hehen kommen können, mein Herr Redakteur! Sie ſollten ſich doch ein Belſpiel 
nehmen an der Reform, der wir heute die Preſſen mit Veſchlag belegt haben. 
Es wäre doch (Wade, wenn as Ihnen auch ſo ginge! Uebrigens wollen wir Ih⸗ 
nen gar keinen — keinen — u dem Juſtizkommiſſar:) wie heißt doch ſolch ein 
Menſch?“ Cenſor! = „Wir wollen Ihnen gar keinen Cenſor geben, aber 
Sie ſollen fi allein cenſiten, ganz allein“ Denken Sie daran und fein Sit vor⸗ 
ſichtig! Und damit Got befohlen! mein Herr Redakteur!“ DAR, 
Be lin, den 18. Nov. Der Deutſchen Reform iſt folgende Erklarung des 
Abgeordneten Grabow zugegangen: Die Voſſiſche und Speuerſche gei⸗ 
tung vom geſtrigen Tage enthalten Referate über den Bericht der au Se. Königl. 
Hoheit den Prinzen don Preußen unterm 15, November c. eutſeudeten Deputation 
der hieſigen Stadtverordneten, Versammlung, welchen zufolge Se. K. H. der Prinz 
von Preußen zu derſelben unter Anderm geäußert haben ſoll: 1) „ Selbſt Gra— 
bow, der heute (15. Nov. 6.) end eine Audienz beim Könige gehabt habe „gebe 
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der Krone reiht.“ (ef, Voſſ. 31g.) und 2) / daß ze. Herr Grabow ſelbſt, der bei 


Sr. Majeſlät dem Könige geweſen, es auerkauut habe, wie nur auf die begonnene 
Weiſe der Anarchie in Berlin ein Ende gemacht werden könne“ (ef. Spen. Ztg.) 
Beide mir von den Zeitungsberichten in den Mund gelegte Aeußerungen ſiud nicht 
richtig. Dies hat die Eingangs gedachte Deputation nach den heutigen Zeitungen 
bereits felbſt anerkannt, indem fie berichtigend den Redaktionen erklart hat: „daß 
Se. K. H. der Prinz von Preußen nur ausgeſprochen habe, daß auch ich die Be⸗ 
feitigung det anarchiſchen Zuſtände als eine Regierungspflicht erachte.“ Um jedes 
Mißverſtändniß zu beſeitigen, fühle ich mich zu der Erklärung verpflichtet, daß 
ich ungeachtet meines noch nicht beendeten, vierwöcheutlichen Urlaubs und meines 
noch fortdauernden Unwohlſeins, am 11. November c. von Prenzlau hier einge⸗ 
troffen bin, um nach meinen ſehr geringen Kräften, die zwiſchen den verantwortli⸗ 
chen Rathen der Krone und der National-Verſammlung entſtandenen Conflikte, wenn 
irgend möglich, vermitteln zu helfen. In der am folgenden Tage erbetenen, bis 
jetzt einzigen Andienz habe ich Sr. Majeſtät dem Koͤnige unter näherer Eutwicke⸗ 
lung meiner Gründe unumwundelt erklärt, daß ich für die Krone nud die Natio- 
nal-Verſammlung, als zwei gleichberechtigte Paciscenten, überall und namentlich 
auch in der Frage der Verlegung, Vertagung und Aufloſung der Letzteren, uur 
allein das Vereinbarungspiinzip als richtig und maßgebend anerkennen könnte, 
und daß dieſes Prinzip, welches die National- Verſammlung durch Beſchluß au⸗ 
genommen habe, die verantwortlichen Räthe der Krone iu dem jetzigen Couflikte 
nicht feſtgehalten, ja ſogar Maßnahmen getroffen hätten, welche die Nationale 
Verſammlung nicht als blos vertagt, ſondern als aufgeloſt, erſcheinen ließen. 
Erwägte ich außerdem, daß die Motive für die von den perantwortlichen Räthen 
der Krone einſeitig ausgeſprochene Vertagung und Verlegung der Nationalverſamm⸗ 
lung inzwiſchen durch die Regierung beſeitigt ſein und bleiben würden, daß man 
alſo Einſchüchterungen der Nationalverſammlung und anarchiſche Beſtrebungen nicht 
ferner zu befürchten haben dürfte, ſo ſchiene mir der folgende Vermittelungsvor⸗ 
ſchlag zur Loͤſung des Gonflitts geeignet: 1) die Nationalverſammlung in Berlin 
zu belaſſen und 2) ein Kammer⸗Miniſterium zu bilden, für welches zuvörderſt 
nach vorgäugiger Feſiſtellung eines Programms eine kompakte Maſoritat in der 
Nationalverſammlung zu vereinbaren wäre. Dieſe letztere Anſicht hatte ich ſchou 
feit der vorletzten Miniſterkriſis ohne alles eigene Intereſſe lebhaft verfolgt. Mein 
Standpunkt, welchen ich zur Zeit noch einnehme und überall vorweg hingeſtellt 
habe, iſt ein kein vermittelnder, und von ihm aus können auch nur etwauige Aeu⸗ 
serungen meiner Seits aufgefaßt fein. Berlin, den 18. November 1848. 
3. 00 Ora bow, ee e Kreis. 
I Berlin, den 18. November. Es wird Zeit fein, in die empörten 
1999 8 zu giehen und von der leidenſchaftlich-enthuſtaſtiſchen Erregtheit zu 
able Fd zurückzukehren. Die prcußiſche Nationalverſammlung, 
berufen über das Grundgeſetz des Staats mit der Krone ſich zu verſtändigen, 
hat nach einer halbjährigen Thätigkeit kaum die erſten Schritte gethan, um die 
von dem Lande ſehulich gewüaſchte Löſung ihrer Aufgabe herbeizuführen. Wer 
nicht abſichtlich ſich die Augen verdeckte, mußte unbedenklich zugeben, daß ſie 
weit entfernt, die erſchütterten Staatsverhältniſſe einer neuen Ordnung zuzufüh⸗ 
ren, wiflentli ere dem entgegengeſetzten Ziele zuſteuerte, und unter 
dem Vorgeben demokratiſch⸗conſtitutioneller Tendenzen, zum Theil ſogar mit 
offer Verleugnung des Eonftitutionalismus unſern Staat zublikani 
vexſuchte. Sie hat von vornherkin fi die ausſchließliche Souveränclät vindi⸗ 
eirt und unter dem Zujauchzen der Radikalen den ihr einzig zuſtehenden Boden 
der Vereinbarung vetlaſſen; ja noch mehr, indem fie aus ſeiget Verblendung 
ihre anfänglich kleinſte Fraktion mit Hilfe der unruhſüchtigen Pöbelmaſſen nach 
und nach zur vollkommenen Herrſchaft gelangen lieh, hat ſie N begnügt mit dem 
bloßen Schein einer ohnehin uſurpirten Machtvollkommenheit, dicſe faktiſch tinem 
außerhalb der Kammer ſichenden Ochlos überantwortet. Mit Schmerz und 
Unwillen ſah der Freund des Vaterlandes dieſem unheilvollen Treiben zu und 
beklagte die Schwäche der Regierung, die ſich außer Staude zeigte, dem immer 
drohender werdenden Verderben Einhalt zu thun. Da endlich ernannt fie ſich, 
ſpricht ein entſchtiedenes Wort und zeigt, daß ſie ihm Nachdruck zu geben, noch 
wohl ſtark genug ſeil. Statt aber den Moment mit Freuden zu begrüßen, der 
eine Verbeſſerung des kläglichen Zuſtandes in Ausſicht fell, pethotres eirt ihn 
die Kammermajorität und ein unbeſtreitbar grober Theil des Volks, Kein Wun⸗ 
der Seitens der Kammer, die ſeit ſechs Monaten terroriſtrt, auch in ſolchen Au⸗ 
genblicken der erlittenen Einſchüchterung nachgiebt, wo jene Mordinſtrumente 
ihnen gerade nicht kötperlich vor Augen geſtellt werden. Daß aber auch im Volke 
der Regierung Unrecht gegeben wird, könnte Verwunderung erregen; allein hier iſt 
nicht außer Acht zu laſſen, daß dielauteſten Stimmen ohnehin und unter jeglichen Um⸗ 
ſtänden der Krone alles und jedes Recht abſprechen, daß ferner der Eindruck jener ab» 
ſcheulichen Vorgänge, die einer Verlegung der Natlonalverſammlung, das Wort 
redeten, wieder etwas in den Hintergrund getreten war, daß drittens ein der Reac⸗ 
tion verdächtiges und in einzelnen Mitgliedern mit vollem Rechte unpopukäres Mi⸗ 
nisterium zur Ausführung dieſer Maß tegel beſtellt wurde, daß überdies das 
heroiſche und doch, wie wir ſagen müſſen, wohlfeile Märtyrerthum der um⸗ 
bergehetzten Kammermajorität ihr ſo mauchts gefühlvolle Herz gewinnen mußte, 
endlich aber, und darauf wird der meiſte Nachdruck zu legen ſein, dab ſelbſt 
vielen ehrlichen und vorurtheitsfreien Männern, über die Berechtigung der Krone, 
wider Willen der mit ihr paetirenden Verſammkung deren Verlegung und Ver⸗ 
tagung durchzusetzen, erhebliche Zweifel erſtehen durften. Außer dem letzten 
Punkte verdient nur die Berufung des Miniſteriums Brandenburg einer beſon⸗ 
dern Erwägung. Ueber die Motive dieſer Berufung habe lch Ihnen aber in 
einem früheren Schreiben eine aus guter Quelle geſchöpfte Auskunft gegeben 
und kann ich nur wiederholen, daß dieſes Kabinet ohne Zaudern zurücktreten 
werde, Tobald die Nationalverſammlung ihre Sitzungen in Brandenburg eröff⸗ 
net hat. Was nun das angezweifelte Recht der Verlegung einer conftitiren. 
den oder vielmehr vie Conſtitution mit der Krone vereinbarenden Verſa um⸗ 
lung gegenüber betrifft, ſo will ich auf eine Wiederholung der Gründe, die 
für dieſes Nicht von vielen Seiten geltend gemacht geworden ſind, nicht noch⸗ 


zu republikaniſtren 


— — 


mals eingehen und nur zu bedenken geben, ob ſelbſt unter der unfererfeits be- 
ſtrittenen Vorausſetzung, daß es der Krone nicht zuſtehe, in dieſem Falle, wo 
die zwar augenblicklich vielfach angegriffene aber mit längſt gehegten und wohl 
begründeten Wünſchen und Erwartungen im Einklang ſtehende Handlung der 
Regierung einen offenkundigen dem Staate höchſt gefährlichen Uebel ein Ende 
machen will, nicht vor der momentan verderblichen Rechtsregel der heilſamen 


Ausnahme der Vorrang gebührt. Das ſcheint mir hätten die gutgeſinnten Mit⸗ 


glieder der Kammermajorität beherzigen ſollen, ſtatt ſich mit jener unſeligen Hals⸗ 
ſtarrigkeit an das fiat juslilia et pereat mundus anzuklammern und dann ſo⸗ 
gar mit ihrem letzten Beſchluß einen Feuerbrand in das Land hinauszuſchleu⸗ 


dern, deſſen zerſtörende Wirkungen ſie ſelbſt ſchwer zu verantworlen haben 


werden. | 

CC Berlin, den 18. Nov. Geſtern Abend iſt v. Beckerath in Pots⸗ 
dam angekommen, um die Bildung des neuen Miniſterii zu übernehmen; man 
erwartet bereits morgen, ſpäteſtens übermorgen das neue Miniſterium. Auch 
der Ritter v. Schmerling ſoll in Potsdom angekommen fein, und die wich⸗ 
tigſten Angelegenheiten einzuleiten haben, da der Erzherzog Joh ann der Vers 
haltniſſe feines ſpeziellen Vaterlandes halber von der Reichsverweſerſchaft zu⸗ 
rückzutreten geſonnen ſein ſoll und Deutſchland den in Frankreich zu erwarten⸗ 
den Ereigniſſen gegenüber eine kräftige Vertretung bedarf. 

Vom Miniſterio des Innern, erzählt man, wird eine Kommiſſion ernannt 
werden, um die ſchwierige Lage der hieſigen Hausbeſitzer zu prüfen und die Ab⸗ 
hilſe vorzubereiten. | 


Breslau, den 18. Nov. (Schleſ. Ztg.) Die Landwehr des 1. und 
2. Aufgebots, die ſich als „Allgemeiner Landwehrverein“ für Breslau und 
Schleſten conſtituirt hat, erklärt in den heutigen Zeitungen, daß ſie ſich ganz 
zur Verfügung der hohen National-Verſammlung ſiellt, und erſucht die gleich⸗ 
gefinnten Landwehrmänner ganz Preußens reſp. Schlesiens, ſich dieſer Erklärung 
öffentlich anzuſchließen. Sie erkennt in dem jetzigen Ministerium, was die hohe 
Verſammlung des größten. Verbrechens zu beſchuldigen, den Beſchluß gefaßt, 
welchem fie auch die Steuern verweigert hat, keine geſetzliche Behörde, und zwar 
in Folge des $. 3 ihres Statuts, nach welchem fie verpflichtet in, alle reaktio⸗ 
nären Gelüſte entſchieden zurückzuweiſen und weil der Overpräſident von Schle⸗ 
ſten öffentlich erklärt hat, daß er die Veſchlüſſe der hohen Nationalverſammlung 
vollkommen als bindend betrachte. 5 

Breslau, den 18. Nov. (Schleſ. 31g.) Der Oberpräſtdent der Pros 
vinz Schleſten, Hr. Pinder erließ geſtern folgende Bekanntmichung: Ich halte 
mich verpflichtet, der Provinz kund zu thun, welche Stellung ich in dem -gegen« 
wärtigen Konflikt der Staatsregierung mit der Nationalverſammlung einnehme. 
Daher bringe ich zur öffentlichen Kenntniß, daß ich dem Königl. Staatsmini⸗ 
ſterium auf die Nachricht von dem Veſchluſſe der Nationalverſammlung vom 15. 
Nov. ſofort angezeigt habe, daß ich, falls dieſe Nachricht ſich beſtätige, nach mei⸗ 
nen konſtitutionellen Anſichten jenen Beſchluß der Nationalverſammlung als die 
nothgedrungene Abwehr, der gegen dieſelbe ergriffenen unkonſtitutionellen Maß⸗ 
regeln betrachten müffe und daher mich außer Stand dieſem Beſchluſſe 
entgegenzutreten, falls meine Einwirkung dazu in Anſpruch genommen würde. 


Dringend ermahne ich die Einwohner der Provinz, durch ſtrengſte Auf⸗ 
rechthaltung der Ruhe und Ordnung zur friedlichen Löſung dieſes traurigen 
Conflikts beizutragen. Von meinem konſtitutionellen Standpunkte aus werde 
ich jedem wider die konſtitutionelle Monarchie und die öffentliche Ordnung ge⸗ 
richteten anarchiſchen oder republikaniſchen Streben mit allen geſetzlichen Mitteln 
auf das Entſchiedenſte entgegentreten. 8 R 

— Nachdem das königl. Inquiſitoriat die Entlaſſung des Hrn. Dr. Bor⸗ 
chardt dreimal entſchieden abgelehnt hatte, iſt derſelbe heute Nachmittag 4 Uhr 
auf Befehl des Kriminal⸗Senats des hieſigen königl. Ober⸗Landts⸗Gerichts aus 
der Haft entlaſſen worden. e SRI um 
Breslau, den 18. Nov. (Schleſ. Ztg.) Die permanente Commiſſion theilte 
durch einen öffentlichen Auſchlag das Verhalten Pinders zur Nationalperſammlung 
der Einwohnerſchaft mit: „Der Oberpräſident von Schleſien ſtehe zur National- 
verſammlung, zum Volke!“ Da Pinder den von der Nationalverſammlung bes 
ſchloſſenen Maßregeln nicht entgegentreten wolle, ſo ſei eine Behörde nothwendig, 
welche die dem Miniſterium vorznenthaltenden Steuern einſtweilen erhebe und ver⸗ 


walte, und der Autrag auf Errichtung einer ſolchen Behörde ſei von der perma⸗ 


neuten Commiſſion bereits geſtellt. Der Sicherheitsausſchuß, den man votläuftg 
dazu erſehen, werde zwiſchen 12 und 1 Uhr feine: Beſchlußnahme kund thun. 
Auch ein Autrag auf Vertraueusmänner, welche derſelbe aus der Provinz einbe⸗ 
rufen ſolle, liege vor.“ 1 * 

— In der Sitzung des permanenten ſtädtiſchen Ausſchuſſes 
ward die geſteru durch den Deputirten der Ratiboter Bürgerwehr augeregte Pro⸗ 
klamation au die Provinz im Namen des Sicherheitsausſchuſſes verworſen und zu⸗ 
gleich beſchloſſen, dieſe Verwerfung durch ein Plakat kund zu thun. In gleicher 
Weiſe wird der Antrag auf Eluſetzung einer proviſoriſchen Regierung abgelebnt. 
Da die Deputation der politiſchen Clubs mit dieſem Reſultate unzufcieden, deuſel⸗ 
ben Antrag einer nochmaligen Berathang unterzogen wünſcht, ertheilt iht der per⸗ 
manente Ausſchuß zur Antwort: daß er im Vertrauen auf die Geſiunung des Ober⸗ 
präſidenten und bei deſſeu k auerkaunter Ehrenhaftigkelt ſich bewogen fühle, den ein⸗ 
mal gefaßten Beſchluß auftecht zu erhalten. 1 20 Tome 

— Der Bürgermeifter wird ins Heeglerungskollegium gerufen und ihm dort 
angezeigt, im Trebnider Kreise ſel ill Plakat uu Umlauf geſetzt worden, des Ja- 
halts, daß ſich alle Geileiuden zu Krelsverbällden tonſtazictten uud die Ländtarhe 
beftagen ſollen; ob fie ſich fur dle Nölonalgerſaumlucg eräten oder nicht. Im 
letzteren Falle ſollten fie, die Landröthe abſetzen, verhaften und ſie nach Breslau 
abliefern. Als Unterſchrift ſtehe: die Bütgetwehr und kombinirten polit. Vereine 


Preslaus. — Dies gab eine heitere Cpiſode unter den eruſten Verhandlungen des 
Ausſchuſſes; 
za sehen. Det Magſſtrat wird als die sechtn 
Platat als nicht von ihr ausgehend, öffentlich 


deun man gläichee jeden Anigeüblick gefangene eandräche eingebracht 
ee dei Siltgerne f genes 
gehend, endlich dessen 
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haben gestern in einer auß trordentlichen Sizung auf Antrag des Herrn Ober- gepfropflen Wagen fuhr, eine alte Dame mit einer Katze in den Armen und 


bürgermeifler Wartenberg eine neue Adreſſe nach harten Kämpfen (im Magistrat neben ihr der Gemahl mit einem Papagei 


mit 8 gegen 4, bei den Stadtverordneten mit 27 gegen 23 Stimmen beſchloſſen. Anslan d. i 
f a h ? 79 N, spl N % Frankreich. u 7 
Erfahrung gebracht haben, daß die Nationalverſammlung in ihren Beſchlüſſen 6 ? 0 ; a ’ 
1 0 die Regierung aggreiftv fortſchreitet, inden ſie ſogar der Regierung die ‚Basis, ben 13. Nos. Die Stadt Paris hat dieſes Jahr ein Deſicit volt 
Erbebung der bereits bis Ende dieſes Jahres geſetzlich bewilligten Steuern ver⸗ 17,701,000 Fr.; für das nächſte Jahr fürchtet man ein Deſieit von 10 Mill. 
eiteln will; erklären der Magiſtrat und die Stadtverordneten der Stadt Stet⸗ — Am Sonnabend zog eine Bande unter dem Geſchtei: „Nieder mit Ca- 
1 eben e ee * Ucbergriffe der zen c d vaignac! Nieder mit der Republik! Es lebe Napoleon III.“ C in der Umgegend 
ſchlüſſe, e eee eee — Uebengeifen zählen, wril bes der Tuilericen umher, zerfiseute ſich aber ſchnell, als die in der nächten Kaserne 
reits geſetzlich bewilligte Steuern nicht einſeitig aufgehoben werden können. liegenden Truppen ausrückten, welche zur Vorſorge noch langere Zeit unter den 
Wir wollen unter allen Umſtänden an der konſtitutlonellen Monarchie ſeſt⸗ Waffen blieben. f ö 


halten und fordern die hohe Rational-Verſammlung hiermit auf, wie ſie allen Gros britta nu ie n und Ir land. 
e eee Bun nen ee iſt, ſo auch allen repu⸗ London, den 15. Nov. Der Präſident des Freiſtaates Liberia, Roberts, hat 
den. 9.7 0 er 4 N ' 2 „ii e 14 
Halle, den 16. Nov un Sonim eröffnet fein Blatt mit einer Prokla- "| einem, Dampfſchiſſe der Regierung die Rückreiſe nach Afrika angetrelen, 17271 
nn en eee Ar 14. S ch wei z ü e e 
mation des hieſigen Sicherheitsausſchuſſes. In demſelben befinden ſich u. A. Wis Bern, den 13. Mob, (Basl. gig.) In Folge Begehrens ber eibgemdſſiſchen 


licenus und Weißgelde t. — Am 15. hatten wir hier einen unruhigen Auf— Neptöſentanten bat der Vorort am 12. db. beſchloſſen, die im Kanton Teſſin fies 
tritt. Es war nämlich bekannt geworden, daß der Prof. Leo nach Potsdam be. ; e 
' 2 ö 5 RT ; hende Brigade um 2000 Mann zu vermehren. Der Marſchbefehl wird ſoſort er⸗ 
rufen ſei und dorthin abreiſen wolle. Das au dem Bahnhof zufällig verweiſende 5 0 ; 2 H m 48 
Lauzencorps wollte ihn verhaften, etwa 200 Studenten, mit Schlägern bewaffnet theilt. Desgleichen wird auch Herr National-Nath A. Sicher, zweiter Repräſentant 
wollten ihn ſchüzen. Schon War es zu Reibungen m zu einer Feuſterkoanonade in Teſſin, ſoſort wieder von Beru aus auf ſeinen Poſten abgehen. 
een 


gekommen und es wurde die bewaffnete Macht alarmirt, als die Commiſſare des ; i 5 1 
n 711 85 7% le . ost P ichte melden, ſagt die „Basler Zeitung“, es habe 
Sicherheitsausſchuſſes erſchienen, die Lauzierg nach Haufe ſaudten und die Stuben 15 Be Hi 33 fo 4 Ruheſtörung 8 Evan 
ten entwaffneten. Den Prof. Leo zu verhaften, hielten fie. ſich nicht veranlaßt, Funden, daß der engliſche und franzöſiſche Conſul die Stadt verlaſſen hätten. 
weil kein Beweis eines Verbrechens vorlag: 140 f Aus Oberitalien, 6. Nov. Die piemonteſiſche Regierung hat ſoeben 
Münter, den 13. Novembtr. In einer am 1I. d. Abends in der Knapp⸗ eine neue Aushebung von 14,000 Mann angeordnet, und gleichzeitig iſt ein 
ſchen Rellbahn abgehallenen, ungewöhnlich zahlreich beſuchten Volks Ver⸗ Tagesbefehl des Herzogs von Savoyen erſchienen, welcher ſehr kriegeriſch lautet 
dammiu ng ſind eine Zuſtimmungs⸗Adreſſe an die Berliner Rational⸗Ver⸗ und von dem bevorfichenden Wiederbeginn des Kampfes ſpricht. Trotz all dem 
ſammlung und ein Aufruf an das Volk Weſtfalens tinſtimmig angenommen wird Karl Albert nur im äußerſten Fall die Waffen wieder ergreifen. = 
worden. i Die Stadt Genua ifi aus Anlaß der letzten Unruhen in Belagerung 
Meiningen, den 10. Nov. Das hitſige Volksblatt enthält eine Ein- ſtand erklärt, es zeigt, Ach jetzt, dab die dortige Ruheſtörung hauptſächlich von den 
gabe an die Reichsverſammlung, worin dagegen proteſtirt wird, daß die kleinen lombardiſchen Flüchtlingen ausgegangen iſt, die es auf Raub und Plünderung 
Staaten und namentlich auch das Herzogthum Meiningen feine Selbſiſtändig⸗ abgeſehen hatten. Das Miniſterium hat deßhalb der Kammer einen Geſetzent⸗ 
keit und ſeinen edlen und freiſinnigen Fürsten verlieren und entweder zu einem wurf vorgelegt, wonach die mittelloſen Flüchlinge, ſowie jene von zweifelhaftem 
Geſammtſtaat oder mit einem größern Einzelſtaat vereinigt, oder zu einem un⸗ Charakter an eigens beſtimmte Orte gebracht und dort beaufſichtigt werden 
mittelbaren Reichsgebiet geſchlagen werde ſollen. . 1 2 - 8 d 
Schwerin, ven 11. Nov. Ein in unſerer Abgeordnetenkammer heute Die Florentiner Zeitung vom 2. Nov. enthält in ihrem amtlichen Theile 
gefaßter Beſchluß geht dahin: 1) die Proviſoren der Klöſter Dobbertin, Mal⸗ folgenden Miutſte rial⸗Etlaß: In Betrachtung, daß derjenige, der den 
cow und Kibnig auzuweiſen, daß keine Inngfrauen mehr in die Klöfter einzu- auswärtigen Feind Italiens tepräfentirt, nicht auch zugleich einen italieniſchen 
ſchreiben ſcien; 2) die Verſchuldung und Veräußerung der Kloſtergüter zu un⸗ Staat vertreten kann, werden alle toskaniſchen Konfuln und Vice⸗Konſuln, 
terſagen und 3) der Regierung bis auf weiteres die Oberaufficht über die Ad⸗ welche zugleich Oeſterreich und Toskana vertreten, ihres Amtes als unſere Re⸗ 
miniſtration der Klöſter zu übertragen. (S E.) präſentanten enthoben, und haben nnaufgehalten ihr Patent an die Großher⸗ 
Wien den 14. Nov. Zwei der Mörder dee Grafen Latour find entdeckt und zogliche Regierung zurückzuſ enden. 
eingezogen. — Flüchtlinge aus Preßburg vom 12. melden, daß ſich Koſſuh von en of in di e 10 Im: 
wort entfernt, und vermuthlich nach Comorn begeben hatte. Seine Familie hat er Ra rannte: Bun hei RT a Bde RE ee 
f zen 5 4 ind nı { Ä 5 0 ir, Nurpur und awer, hat egen die britiſche Herrſchaft erho⸗ 
4 0 übe Dann, dermuthlich nach England, in Sicherheit gebracht. ben. In Folge des Abfalls der Peer möcht vou 5000 Mann ee 
In Preßburg dürfte die Kalſerl. Armee bei ihrem Vorrücken, trotz der angekündig⸗ Singh, welche von Multan nach Mulradſchzübergingen, mußte General Wiſch 
ten Verlheidigung, wenig Widerſtand finden. Bei Wieſelburg und Raab, der. mit den britiſchen Truppen die Belagerung dieſer Stadt ſo lange aufheben, bis 
Kornkammer für Oeſterreich, hat Koſſuth alle Getreidevorräthe willkürlich abſchͤtzen, Ser e IC 50 N. ns "rate . 0 „Cou⸗ 
den El imer N Te 71 g ud tier enthält viele Einzelnheiten über die, an vielen Orten a ausgebrochene 
ı Eigenthümern gegen Erlegung ven Koſſutbſchem Papiergeld wegnehmen, und Empörung und den Heldenmulh, mit welchem ſich die Art NIE hie Nebel 
* SomaEn trausportiren loſſen. Er hoſſt dadurch die Theurung der Lebensbe⸗ len vertheidigten; beſonders ſoll ſich der Major Edward's in einem Kampfe, bei 
dürfniſſe in Wien zu ſteigern und ſortgeſetztes Elend über Oeſterreich noch mehr welchem er von den einigen 100 Europäer und 180 Sipoys, der Feind dagegen 
zu verbreiten! i 5 715101 dan 2 (Spen gt)" 500 Mann verloren bat, hervorgethan haben. Der Mahcd-Radſcha des gebir⸗ 
Wien, den 17. Nov. (Schleſ. Ztg.) Jellach ich, den man how abgereiſt en Ai Singh, hr en 1 e 
glaubte, weilt noch immer hier un dür aße im klärt. Die Verſchwörung ſoll ſich über ganz Lahore erſtrecken, fo daß die engl. 
Palais des Erzherzog . eee des „Maden N. ab ed derer 1 Pi et ae 
1 EN : 55% 5 regeln, lerdrü es Aufftandes ergreifen mußte. 
Fürſten Windiſchgraz warnt vor den Emiſſairen, welche noch immer verſuchen, ch e eee 
de Truppen von ihrer Treue abwendig zu machen, und ſagt eine Belohnung von 
Gulden vom Feldwebel abwärts dem Ermittler eines ſolchen zu Daun Nach ru f. BA i bee 
— Nach der A. Z. hatte Robert Blum ſein Leben durch eine Lüge retten Der Eingang der Trauerbolſchaft von dem am 13. d. M. im Kantoni⸗ 
konnen, aber er geſtand, daß er als Hauptmann einer Abtheilung des Elitenkorps rungs⸗Quartier Schwerſenz erfolgten Tode des Königl. Obriſt und Kom⸗ 
noch am 3 1. Ott, iu der ihm anvertrauten Gharge füngitt habe. Dieſes Geſtäud⸗ keandeurs des 2. (Leibe) Hufaren« Regiments, Mittere haber Ordeal Herrn Gra⸗ 
niß und ſeine offentlichen aufrühreriſchen Reden en die H 5 ee Keiner 95 u Lüttichau, konnte bei uns, di en den Virtlitene wahrend lang 
Verurtheilung. Er ji E au eule ſelleh mehrjährigen Garniſonirens in unſerer Stadt kennen zu lernen Gelegenheit 
Wing ſtarb, nach der Ausſage des Offiziers, der bei der Hinrichtung hatten, nur den tiefen Eindruck machen. — 
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„| Für den hier, ‚folgenden "Theil ist die Redactiön nicht ‘verantwortli 


arne mir gent unerſchütterlichen Ruhe, die ihn charakteriſtrte. Wir folgen blos unſcrem Geſühle, wenn wir, feinen vielfach gegebenen 
1 ab, mens Blut! Drki ſtandrechtlich Verurtheilte, zwei Soldaten thatſächlichen Veweiſen von Rechtlichkeit, Humanität und Wohlthätigkeitsſinn 
und ein ungartſcher Schuhmacher, wie ich hört, der Theilnahme an der Ermor- mit krauerndem Herzen hiermit öffentliche Anerkennung zollen. su 


dung Latours bezüchtigt, wurden geſtern . i adt, S cin An lei aufbewahrt. 

N n in gegen Abend zuſammen im Stadtgra⸗ „Sein Andenken bleibt treu 0 

gan bart am Gefängniſſe ſüſtlirt. Musketiere ſchoſſen, aber ſo unſicher in der Herrnſtadt, den 17. November 1848. N Ante 12 

von Piargcrückten Dunkelheit, daß der Ungar erſt durch wiederholte Salven 5 1 ze Magiſtrat und Stadtverordnete.“ 
gabe e ge trlöſt wurde. Zwei Stunden ſpäter erſchien der Bas 8 f 


— 
1 


nahm uc mit einem glänzenden Stabe im Kärnthner⸗Thor⸗Theater und Diejenigen Juriſten in Poſen, welche ohne Angabe a Sründen ſich über die 
Volkehvmne beg a Acclamationen des Publikums entgegen, wel es darauf die Befugniß der Krone zur Verlegung der Nationalverſammlung in abſprechender 
liern und Römern de und mit Oroviſt, Adalgiſa, Norma und Sever, mit Gal- Weiſe geäußert haben, vermeinen wahrſcheinlich durch Namen und Stand im⸗ 


3 doutönend abſang. 42 87 poniren zu kö i i i iſt eine juri 
Wa 4 een 1 önnen. Zur Beurtheilung einer ſo einfachen Frage iſt eine juri⸗ 
eiber aus, bee Ee Belagerung- Wiens zeichneten ſich namentlich auch die ſtiſche Ausbildung durchaus nicht erforderlich, en Provinz wird ſich nicht 
11 Arm durch reifte die guten. Amazonen mit rothen Mützen und der Büchſe von einigen jüngeren Mitgliedern einer Kaſte leiten laſſen. Darin aber ſtimme 
von Pergnalatt, aus einer and, angeführt von Madame Perin, geb. Freiin ich bei, daß jeder Patriot gegenwärtig offen ſeine politiſche Anſicht bekennen 
des demokratischen Frauenvereing Wiener Familie. Diefelbe war Präfidentin muß. Ich erkläre mich daher mit der motivirten Anſicht des Regierungsrath 
net, trieben aus den Häuſern jene dd Schmutzige Weiber, mit Stöcken bewaff? Klee und der Bürger Scheller und Genoflen einverſtanden und halte die 
— Als das Bombardement ernſtlich änner „welche nicht mitkämpfen wollten. Befugniß der Krone zur Verlegung und Vertagung der National⸗Verſamm⸗ 
Weibern, Greiſen und Kindern ein haltede gab die Flucht der Tauſende von lung für unzweifelhaft. Bleiben die Deutſchen eingedenk, welche Partei ihre 
Ein Zuſchauer vom Stephansthurme ‚aa komiſches, halb jammervolles Bild. Gegner, welche ſchon ſo oft unter der ſchweren Anklage des Undanks und des 
genommen, was ihm das Theuerſf e in der „Allg. Ztg.“ Jeder habe mit- Verraths am Vaterlande geſtanden, ergriffen haben, ſo wird ihre Wahl nicht 
Über die Ferdinandsbrücke, i 0 10 ak. Unter anderen Fliehenden wackelte ſchwanken. Schroda, den 18. November 1848. n N 
ie Ferdinandsbrücke, über welche auch der küͤrkiſche Ge andſe mit drei voll⸗ 4 sa v. Schmidt, Landrath. 


7 


1664 


3901 


Wer arbeitet, ſoll auch Lohn empfangen — das iſt ganz vernünftig! Wir 
aber müſſen geben dem, der nicht arbeitet. Es kann nicht beſtritten werden, 
daß unſere Vorfahren im vormaligen polniſchen Lande Aufnahme gefunden ha⸗ 
ben; aber die ſchon fo häufig gerühmte freie Religlonsübung mußten die Evan⸗ 
geliſchen theuer bezahlen. Die katholiſche Geiſtlichkeit wußte für ſich zu forgen, 
und es wurden unſeren Voreltern Meſſalien aufgebürdet, welche wir noch als 
ein trauriges Erbthell befigen. Die Klugheit der Kinder diefer Welt wußte 
aber auch hier der größten Ungerechtigkeit den Schein des Rechts zu geben. Für 
die Liebesgaben, welche an die katholiſchen Geiſtlichen geſpendet werden mußten, 
ſollten dieſe (ſo beige es in unſeren Privilegien), die Taufen, Trauungen, 
Begräbniſſe ic. bei den Evangeliſchen beſorgen. a 
Schon ſeit vielen Jahren können wir, Gott fei es gedankt, von dieſer Güte 
keinen Gebrauch mehr machen, und es wäre wohl an der Zeit, daß auch die 
geiſtlichen Herren in chriſtlicher Liebe und Barmherzigkeit auf einen Lohn freiwil⸗ 
lig verzichteten, den fie durch nichts verdienen. Sie haben ja ohnehin ſchon ge— 
nug = was bedürfen ſie noch mehr des irdiſchen Mammons! 8 

Wir haben in gegenwärtiger Zeit, wo alles Unrecht aufgehoben und geſühnt 
werden foll, gegen dieſe ungerechte Abgabe an die katholiſche Geiſtlichkeit prote⸗ 
flirt. Das Unrecht kann nicht verjähren, es bleibt immer Unrecht. Wer ein 
Recht genießen will, muß auch Pflichten erfüllen. Die katholiſche Geiſtlichkeit 
iſt der Verpflichtungen gegen uns entbunden, folglich kann ſie auch keine Rechte 
an uns mehr beanſpruchen. a 

Wir bitten unſere Glaubensbrüder nah und fern, die an ähnlichen Schmer— 
zen leiden, mit uns zu arbeiten, und nicht cher zu ruhen, bis wir aus der 
Knechtſchaft erlöſet find, und in Wahrheit nachſprechen können: wir haben freie 
Religionsübung. | 

Pudewitz, den 16. November 1848 1114 | 
Die Deputirten der evangeliſchen Kirgengemeinde zu Pudewitz. 


FC 


Wir bedauern recht herzlich die 29 ſein wollenden rechtskundigen Männer 
in Poſen, welche ſich mit ihrem eben fo unzeitigen, als unreifen Urtheile fo blos 
geſtellt haben. Wir haben nicht ſtudirt, find bei keinem Königlichen Gerichte 
angeſtellt, beziehen auch kein Gehalt aus Königlichen Kaſſen, — aber wir ſind 
auch Nechtskundige. Bei uns gilt das vernünftige Recht, und nach dieſem hat 
unſer König ganz recht und geſetzlich gehandelt, daß er eine Verſammlung ver⸗ 
tagte, welche aufgehört hatte, eine freie Nationalverſammlung zu ſein, und die 
ſich zuletzt auf ganz unfreiem und ungeſetzlichem Boden bewegte. 

Pudewitz, den 18. November 1818. 

f Viele unſtudirte Rechtskundige. 


1173 Hohes Staats⸗Miniſterium! 

Se. Maieſtät der König haben nach dem Manifeſte vom 11. d. Mts. die 
preußiſche Rationat⸗Verſammlung von Berlin nach Brandenburg verlegt und 
dieſelbe auf Veranlaſſung diefer Ieberſtedetung bis zum 27. dieſes Mist ver⸗ 
tagt. Der von einer Seite an den Tag gelegte Terrorismus, unten 5 
die Verſammlung bisher fo unfrei berathen; das pflichtwidrige Vethalten der 
Berliner Bürgerwehr bei dem letzten empörenden Attentate vom 31. Okt,, recht⸗ 
fertigen dieſe Maaßregel auf's Vollſtändigſte; ſie erfüllt den längſt gehegten 
Wunſch aller derjenigen Staatsbürger, welche es mit dem Vaterlande aufrichtig 
meinen, eine vernünftige Freiheit lieben, und es wiſſen, das Se. Majeſtät Ihren 
Verheißungen volle Rechnung zu tragen entſchloſſen ſind. Indem wir, die uns 
terſchriebenen Urwähler der Stadt Schrimm und der Umgegend, Ein Hohes 


nne e Bee 
Betan tm achu ng. 
dalle Fete gehen drei Hoh 


ir 0 Gerberda d dem linke 
plätze zwiſchen dem Gerberdamm und dem linken 
1 ce e e 5 die Holzkauſleute 
Krylanowsei und Viſchoff verpachtet waren, 
mit ultimo dieſts Jahres aber pachtlos werden, ſol⸗ 
len ent eder im Einzelnen, oder zu zweien, oder im 
Ganzen vom 1. Januar k. J. ab, auf ein oder meh⸗ 
rere Jahre hintereinander, anderweit verpachtet wer- 
den, zu welchem Behuf wir einen Termin auß 
Freise c. Nachmittags 
3 Uhr 1 
im Bürcau der Feftungs- Baus Direktion angeſctzt SUI 
Haben, . Pachtlüige wollen Ihre Offerten ſchröltuch. Fault ihr daſckel 
und verſtegelt unter Vermerk des Inhalts dis zu ee eee 
dieſem Termint bei der Feſtungs⸗Vau⸗ Direkten 
einreichen, woſelbſt zu der gedachten Zeit die Sub⸗ 
miſſionen eröffnet und mit dem Meiſtdietenden unter 
Vorbehalt höherer Genehmigung, der Kontrakt ab⸗ 
geſchloſſen, oder nach dem Ermeſſen der Feſtungs⸗ 
Bau⸗Commiſſton an die Suübmiſſtonen ein indes 
liches Lizitations-Verſahren geknüpft werden Toll! 
Die Submiſſtons- und Kontrakts Vedingungen 
konnen eben daſelſt jederzeit eingeſehen werden. 
Poſen, den 18. November 1818. 

Königliche Feſtungs-Bau⸗Commiſſion. 
a 2 «c%« 
Bei unſtem Umzuge von Poſen auf das Gut 

Mielno bei Gneſen, rufen wir unſern Freunden 

und Bekannten ein herzliches Lebewohl zu. 

bi i 67 amuel Katz und Frau. 


rin 


then. 


wir die er 
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Demokratiſch⸗ konſtitutioneltet Verein.“ 
Heut Dienſſag Abend 7 Uhr im Hotel de Sake. 
e eine Zuſchtift. l 
deb Enel gefast zu Beim, Eeiſenbahn⸗ 
— a 6 —— nu 5 
Voorle fungen 14. Neueſtraß 
Die erſte der in No. 216, d. Z. angekündigten Er re 
Vorleſungen über die Geſchichte der deutſchen Litera- 


Verſicherungs⸗ e et ſich 
N 


daſelbſt ein gut zugerittenes Pferd, 7 Jaht alt, 5 
Fuß u 7 Zoll hoch, billig zu verkaufen. Nähere Aus⸗ 


Der Laden Friedrichsſtraße No, 5. it; zu 

Das Nähere iſt zu erfragen bei 
Th. Krätſchmann, Hotel de Vienne. 

— 22 —ͤů * 34 


Einem geehrten Publikum machen 
el Be Anzeige, daß wir 
eliebten, Schnupftabak .® 
„Etranger“ erhalten haben. H 
Paoſen, deu 30. Oktbr. 1848. 


g e N g e toren gegangen. Der Wiederbringer dieſer Dos 
1 Gebrüder Friedländer, u H kamente ‚erhält beim Schiffsälteſen Ewert elne Be 
2 — 2 [ze 


nn 


Markt unterm Rathhauſe No. 4. 


ind une 
„ Gleslauer⸗Straße deo 30. | ö 145 


Einem hochgechrten Publikum ein 
tur findet Mittwoch den 22. d. M. Abends 6 Uhr Berifeder Reinigungs » Dampfin 


Staatsminiſterium daher bitten, das gane zum Theil bewußtloſe Geſchrei 
der revolutionären Parkei, ja nicht für die Stimme des Landes zu halten, und 
durchaus nicht weichen zu wollen von der betretenen Bahn des Geſetzes Lit 
klären wir hierdurch ernſtlichſt und ausdrücklich: n Fun a 
1), Daß wir die Krone für berechtigt halten, die National verſammlung 
unter den eingetretenen Vethällniſſen nach Brandenburg zu verlegen, und zu 
dieſem Vehufe zu vertagen, 167 Ain f 1 
2) daß wir gegen das ungeſetzliche Verhalten des in Berlin zurück, ſeblie⸗ 
benen Theiles ſener Verſammlung hiermit proteſtiren, und die Beſchlüſß der⸗ 
ſelben für ungültig halten, NH 2 eee 
33) daß wir uns um unſern König ſchaaren und hoffen, daß St. Majt⸗ 
ſtät bei den ergriffenen Maaßregeln beharren, und dadurch die National-Mer- 
ſammlung kecht bald in den Stand ſetzen werden, die erſehnte un e end⸗ 
lich mit der Krone zu vereinbaren, Und hierdurch geſetzliche Ordnung und Wohl⸗ 
"fand dem Vaterlande wieder zu geben, de 
) daß wir das Verfahren unſers Abgeordneten Brodowski, welcher ſich 
den ungeſetzlichen Schritten des abtrünnigen Theils der Nationalverſammlung 
angeſchloſſen hat, mit höchſter Entrüſtung mißbilligen und etwarten, daß er auf 
dem betretenen Wege nicht fortgehe: 9 
Stadt Schrimm und Umgegend in der Provinz Poſen am 18. Nov. 1848, 
Die Urwähler. 
In der Magdeburger Zeitung haben einige Vertreter der Meinung, 
daß der König in der Vertagung und Verlegung der National ⸗Verſamm⸗ 
lung völlig in ſeinem Recht geweſen, 
unter andern einen Gewährsmann von echt demokratiſchen Prineipien, 
nämlich Rotteck für ſich angeführt, welcher in feiner Geſchichte der franzöſt⸗ 
ſchen Revolution ſich dahin ausſpricht, daß Ludwig XVI. einen großen Theil 
des Unglücks, welches über ihn und Frankreich gekommen, dadurch verſchuldet 
habe, daß er die conſtituirende Verſammlung nicht rechtzeitig ver⸗ 
tagt oder aufgelöſt habe, wozu er nicht allein das Recht, fondern auch 
die Pflicht gehabt. E n 
Ein Zeugnih aus dieſer Quelle für das Recht des Königthums, für welches 
ſchon das Rechtsgefühl eines jeden Unparteiiſchen ſpricht, hat auch ohne nä⸗ 
here Begründung gewiß mehr Gewicht, als jenes unberufene Rechtsgut 
achten ohne Gründe von 29 Poſener Juriſten, von denen keinet bisher 
als Autorität von curopäiſchem Ruf unter den Rechtslehrern bekannt 
geweſen, deren Fir ma aber doch geeignet war, das unkundige Volk zu ver⸗ 
wirren. Wirklich iſt auch gleich an demſelben Tage, wo jenes Rechtsgutach⸗ 
ten in der Poſtner Zeitung erſchien, der Fall vorgekommen, daß ein alter Bür⸗ 
ger und Krieger und treuer Anhänger des Königihums ſehr bedenklich den Kopf 
über die Lage des Staats geſchüttelt, weil, wie er meinte, „ja nun auch ſchon 
„„das Ober -Appellationsgericht““ ſich gegen den König erklärt habe.“ 


Neunundzwanzig W tote, alt und jung, fangen an irre zu reden! 
Laut Proteſt, Polen, 15. d. W., peſaunen ſte einen Ora ch in die Welt 
hinaus, welcher Schrecken erregen ſollte, — aber leidet! elcher Grit muß 
ſich über ſie ergoſſen haben? muthmaßlich ein Wein⸗Geiſt. | 

Kein Rechtsverdreher, entſchuldigen die hochgelehrten Herren, wollte fagen 
Rechtsverſteher, aber fo, viel verſtehe: bevor man inconſtitutionell fein 
kann, muß doch erſt eine Conſtitution da ſein, daran iſt der würdige College 
Waldeck und Conſorten ſchuld, — alſo bis dato iſt halter noch Alles beim Alten. 
Provinz Poſen. i 8 N eK. 


1 


1 e int: ird! 
welcher die Betten durch Dampf von Krankheiten, 
Motten, Schweiß, Staub ꝛc. gereinigt werden und 

veralteten Federn die Leichtigkeit wirdergiebt. Bee 
ſtellungen werden eine Stunde vor Beginn der Ar⸗ 
beit ohne Unterſchied der Tageszeit angenommen bei 
N F. W. Gillert, . 
Schifferſtraße No. 10. im Kleemannſchen Haufe. 


In der Nacht vom 18ten zum [ten d. Mis. er⸗ 
krankte meine Frau an einem ſehr heftigen Cholera⸗ 
‚Anfall, . Da der von ich len Arzt, Abb 
wegen Unwohlſevns, wicht erſchien, ſo wandte | 
den von Herrn Dr. Flies in dieſer Zeitung em⸗ 
pfohlenen Lein-Saamen-Trank an, welcher in Zeit 
en von 3 Stunden feine vollſte Wirkſamkeit zeigte. Ich 

vermie-⸗ kann daher denſelben nur empfehlen. zun cha! 
Pohl, Reflaurateur. 


Bredlauers 
H. Luſt. 


dc 


öbel; auch ſteht 


n Lambert. 


Der Michael Pilz hierſelbſt beſitzt einen von 

mir ausgestellten Schuloſchein über 50 Thlr. er hat 

von mir aber nichts zu fordern, und ich warne 

ö Jedermann vor dem Ankauf dieſer Forderung. 
Peter Andrzejewakl, Aöckeermeiſter, 

Jun Oſtrower N. 1 70H and 


TE e 
3 Wem, u wem je nf 


2 — 


2 110 W. 


rachtbriefe 


j it l * 1,50 27 1,7 14128 
u 2. ea 2 1K . 9. 7 hr W. ii 
ble ich meine 17. „ % 2 
ine, vermittelſt 37 % SW. 


